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Hintergrund, Ziele der Studie und Datenbasis 

Die vorliegende Broschüre fasst die Ergebnisse der Studie „Impulse für Innovationen in der Migrati-

ons- und Integrationsarbeit“ zusammen, die das Kommunale Integrationszentrum der Stadt Köln 

2015/2016 in Auftrag gegeben hat. Die Studie wurde vom Institut für Interkulturelle Bildung und Ent-

wicklung der Technischen Hochschule Köln in Zusammenarbeit mit der Firma „context – interkultu-

relle Kommunikation und Bildung GbR“ Köln erstellt. Diese Kurzfassung referiert die wichtigsten 

Aussagen der Studie – detailliertere Analysen finden Leserinnen und Leser in den entsprechenden 

Kapiteln der Langfassung der Studie (Gesamtstudie), auf die hier jeweils verwiesen wird.  

Köln ist wie viele andere Kommunen durch migrationsbedingte Vielfalt gekennzeichnet. Dazu ge-

hören unterschiedliche Herkunftsländer, Migrationsformen und -motive sowie viele verschiedene 

Lebenslagen und Lebensstile. Ebenso vielfältig sind die Strukturen und Aktivitäten, um migrations-

bedingte Vielfalt zu unterstützen und die Chancen auf gesellschaftliche Teilhabe zu stärken. Im 

Jahr 2013 hat das Kommunale Integrationszentrum der Stadt Köln eine Bestandsaufnahme der 

migrations- und integrationsbezogenen Maßnahmen vorgenommen1, die einen Überblick über 

diesbezügliche Aktivitäten in Köln ermöglichte und 2014 durch konkrete Empfehlungen ergänzt 

wurde. Die Autorinnen und Autoren der Gesamtstudie möchten nun daran anschließen und Im-

pulse aus anderen Kommunen aufgreifen, um die Akteure in Köln in der Migrations- und Integrati-

onsarbeit zu unterstützen. Diese Impulse sind sowohl für die strategische Gestaltung des 

kommunalen Migrations- und Integrationsmanagements als auch für die „Basisarbeit“ in drei aus-

gewählten Handlungsfeldern gedacht: die Handlungsfelder sind Flucht, Mehrsprachigkeit in Kitas 

und Antidiskriminierungsarbeit.  

Die Studie richtet sich an alle in Köln Tätigen aus Politik, Verwaltung, Vereinen, Verbänden und 

Initiativen, Migrantenorganisationen, Bildungs- und Beratungseinrichtungen und an alle Interessier-

ten, die sich beruflich, durch bürgerschaftliches Engagement oder einfach aus Interesse mit Migra-

tions- und Integrationsarbeit beschäftigen und ihre Strategien und Konzepte überprüfen und 

weiterentwickeln möchten. Neben Erkenntnissen aus den wissenschaftlichen Diskursen, zum Bei-

spiel zu Integration, Diversität und Inklusion, wurde zu jedem Handlungsfeld der Forschungsstand 

ausgewertet.  

Zudem werden Erkenntnisse aus 21 Praxisbeispielen aus Deutschland und aus der Schweiz zusam-

mengestellt, die auf Basis von Interviews und der Analyse von Dokumenten nach dem wissenschaft-

lichen Standard der qualitativen empirischen Sozialforschung gewonnen wurden. Die 

Praxisbeispiele sind das zentrale „Herzstück“ der Studie, weil sie in anschaulicher Form und praxis-

nah Anregungen für Innovationen geben können. Jedes Kapitel der Studie führt Handlungsempfeh-

lungen für die Stadt Köln auf und erläutert diese. Alle Interviews für die Studie fanden zwischen März 

und Juli 2016 statt. In der 1. Jahreshälfte 2017 wurde die mehr als 400 Seiten starke Studie punktuell 

aktualisiert.2 Die Gesamtstudie ist gedruckt und als Download beim Kommunalen Integrationszent-

rum der Stadt Köln erhältlich. Die Stadt Köln, das Institut für Interkulturelle Bildung und Entwicklung 

der Technischen Hochschule Köln und context GbR möchten allen Beteiligten herzlich danken. Ihr 

Einsatz und ihr Engagement haben das Zustandekommen dieser Studie ermöglicht.  

                                                
1  Quelle: http://www.ki-koeln.de/aufgaben/querschnitt/interkulturelles-massnahmenprogramm/ (Abruf: 15.07.2017). 
2  Bei der Themenfindung und Entwicklung der Interviewleitfäden hat sich das Autorenteam an Absprachen mit der auf-

traggebenden Stelle und den Ergebnissen der Konferenz „Interkulturelles Köln“ von 2015 orientiert. 
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1. Kommunale Migrations- und Integrationsarbeit in Köln: Ausgangslage  

Köln blickt auf eine mehr als 2000-jährige Geschichte zurück, die von Vielfalt geprägt ist. In der 

Millionenstadt Köln ist Vielfalt heute eine Normalität, die sich durch Zahlen belegen lässt: Mehr als 

ein Drittel der Bevölkerung hat einen Migrationshintergrund. Von diesen besitzen 50,5% – das ent-

spricht 18,6% der Gesamtbevölkerung – keinen deutschen Pass. 30,8% der Menschen mit Migrati-

onshintergrund sind durch Einbürgerung deutsche Staatsangehörige, 12,5% Aussiedler und 

Aussiedlerinnen. Bei den unter 18-Jährigen besitzt jeder zweite einen Migrationshintergrund.3 Die 

jüngste Migrationsbewegung ist von Januar 2015 bis heute, Juli 2017, durchschnittlich von einer 

deutlich wachsenden Anzahl von Geflüchteten geprägt.4  

1.1. Strukturen und zentrale Akteursgruppen in Köln  

Neben den verschiedenen Dienststellen der Stadt Köln widmen sich viele andere Träger dem Thema 

Migration und Integration. An dieser Stelle kann nur eine kleine Auswahl der Akteure genannt wer-

den – sie werden jedoch in der Gesamtstudie umfassend beschrieben. Regelmäßige „Konferenzen 

Interkulturelles Köln“ bringen die zentralen Akteure zusammen.5 

Auf städtischer Ebene ist das Kommunale Integrationszentrum (KI) bei der Dienststelle „Diversity“ 

im Dezernat für Soziales, Integration und Umwelt6 eine der treibenden Kräfte der Migrations- und 

Integrationsarbeit. Hinzu kommt der auf politischer Ebene angesiedelte Integrationsrat der Stadt 

Köln. Die Zusammenarbeit zwischen dem KI und dem Integrationsrat ist u. a. durch die strukturelle 

Anbindung der Geschäftsführung des Integrationsrates beim KI durch hohe inhaltliche Synergieef-

fekte gekennzeichnet. Weitere trägerübergreifende Gremien sind z. B. der Runde Tisch für Flücht-

lingsfragen, das Forum gegen Rassismus und Diskriminierung, der Runde Tisch für Integration, der 

Arbeitskreis Asyl oder das Netzwerk Willkommenskultur in Köln.  

In Köln gibt es derzeit 13 landesgeförderte, bei Trägern angesiedelte Integrationsagenturen. Dazu 

kamen durch den Bund geförderte Migrationsberatungsstellen (MBE), Jugendmigrationsdienste 

(JMD), sowie ca. 70 religiös orientierte Vereine, von denen einige im Rat der Religionen vertreten 

sind. Daneben existieren ca. 60 Migrantenorganisationen (MO), von denen 37 als Interkulturelle 

Zentren fungieren.7 Die konfessionellen Träger, die AWO und viele kleinere und größere Vereine 

und Verbände sind stark an der Migrations- und Integrationsarbeit in Köln beteiligt.  

Köln verfügt seit 2009 über ein „Konzept zur Stärkung der integrativen Stadtgesellschaft“8, das 

2011 veröffentlicht wurde und eine ganze Reihe von Handlungsfeldern behandelt: Demografischer 

Wandel/Entwicklung und Migration, Diskriminierungsfreie Stadt, Sprache, Bildung, Arbeitsmarkt 

und Migration, Stadtraum/ Sozialraum und Migration und Öffentlichkeitsarbeit (Stadt Köln 2011). 

                                                
3  Vgl. hierzu: Stadt Köln (2016): Tabellen „2015 Einwohner Art Migrationshintergrund Gesamt“ und „Einwohner/innen 

mit Migrationshintergrund nach Alter und Geschlecht“. 
4  Zudem ist Köln stark durch Binnenmigration gekennzeichnet: 60% der nach Köln Zugezogenen aus dem Bundesge-

biet haben die deutsche Staatsangehörigkeit und kommen am häufigsten aus NRW. Auch von den Zugezogenen mit 
nichtdeutscher Staatsangehörigkeit stammen 36% aus dem Bundesgebiet (Stadt Köln 2015a). 

5  Normalerweise sind diese Konferenzen im jährlichen Zeitabstand vorgesehen – aufgrund einer verwaltungsinternen 
Umorganisation war der Jahresrhythmus vorübergehend nicht realisierbar.  

6  Beschluss des Stadtrates vom 10.06.2013. 
7  Quelle der Zahlen: Informationen des Kommunalen Integrationszentrums der Stadt Köln vom Mai 2017. 
8  Quelle: http://www.ki-koeln.de/assets/Uploads/pdf/stk-integrationskonzept-2011-bf-12-.pdf (Abruf: 15.07.2017). 
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1.2. Herausforderungen 

Köln steht heute in der Migrations- und Integrationsarbeit vor einer ganzen Reihe von Herausforde-

rungen. Anknüpfend an das Integrationskonzept der Stadt Köln (2011), das Interkulturelle Maßnah-

meprogramm (2013)9 und die Maßnahmeempfehlungen (2015)10 konnten konkret als Ergebnis der 

Recherchen folgende aktuellen Themenfelder identifiziert werden:   

 

• Verständigung von Politik, Verwaltung und zivilgesellschaftlichen Akteuren auf ein Integrations-

verständnis und auf gemeinsame Leitlinien – dabei ist wichtig, das Verständnis von „Integration“ 

vor Ort von Zeit zu Zeit kritisch zu reflektieren 

• Ausbau der Strukturen und Etablierung der Prozesse zur Umsetzung von lokaler Migrations- und 

Integrationsarbeit  

• Vereinfachung, Reduzierung und klare Strukturierung von Begrifflichkeiten, Analysen, Strate-

gien, Zielen, Indikatoren und Handlungsempfehlungen im Integrationskonzept mit dem Ziel, das 

Politikfeld besser steuerbar zu machen 

• nutzenfokussierte Ausrichtung von Berichterstattung, Monitoring und Evaluation 

• Klärung des Verhältnisses zwischen einem gesamtstädtischen Diversity-Konzept und der beste-

henden umfangreichen und komplexen Migrations- und Integrationspolitik 

• Sicherung und Weiterentwicklung des Integrationsbudgets 

• Strategien für künftige „Konferenzen Interkulturelles Köln“ 

• transparente Angebotsstrukturen 

• deutlich gestiegene Zahl der Geflüchteten, darunter viele langjährig Geduldete. 

Die Beteiligten der „Konferenz Interkulturelles Köln“ im Februar 2016 haben darüber hinaus eine 

Reihe von Themen ergänzt.11 So erinnerten sie beispielsweise an die Verbesserung der Chancen-

gleichheit12 auf dem Arbeitsmarkt und im Bildungssystem. Zudem sollten Angebote vorrangig an 

Bedarfen der Zielgruppen und z. B. nicht vorrangig nach ethnischen Gruppierungen konzipiert wer-

den. Auch verwiesen sie darauf, wie wichtig es ist, Maßnahmen und Fachwissen zwischen allen 

Akteuren zu bündeln, abzustimmen und transparent zu gestalten. Und schließlich machten sie auf 

die Notwendigkeit aufmerksam, innovative Projekte für eine nachhaltige Wirkung in die Regelsys-

teme zu implementieren. 

Als weitere Aufgabe der kommunalen Migrations- und Integrationsarbeit identifizierten die Konfe-

renzbeteiligten die gegenseitige Wertschätzung und Anerkennung sowohl des bürgerschaftlichen 

Engagements als auch der Verwaltung und votierten in diesem Zusammenhang für die Reduzierung 

problematisch besetzter Begriffe. Weitere Themen waren beispielweise die Schaffung von Zeit- und 

Geldressourcen, die Stärkung der Selbstorganisation und Partizipation sowie die Interkulturelle Öff-

nung der Regelsysteme – hierzu zählten unter anderem: Sprach- und interkulturelle Sensibilität, 

Senkung von Zugangsbarrieren, Teilhabe durch einfache Sprache, Erhöhung der Bewerberzahlen 

mit Migrationshintergrund und anonymisierte Bewerbungsverfahren. 

                                                
9  Quelle: http://www.ki-koeln.de/assets/Uploads/pdf/Interkulturelles-Massnahmenprogramm.pdf (Abruf: 20.07.17). 
10  Quelle: http://www.ki-koeln.de/assets/Uploads/pdf/interkulturelles-massnahmenprogramm-massnahmenempfehlun-

gen.pdf (Abruf: 20.07.2017). 
11  Auswahl und Reihenfolge stellen keine Priorisierung dar. 
12  Die diskursive Verwendung der Begriffe „Chancengleichheit“ und „Chancengerechtigkeit“ wird in der Gesamtstudie 

erläutert. 
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2. Prinzipien im Umgang mit migrationsbedingter Vielfalt in Kommunen 

Aus der Studie „Impulse für Innovationen in der Migrations- und Integrationsarbeit“ leiten die Auto-

rinnen und Autoren eine Reihe von Prinzipien zum Umgang mit migrationsbedingter Vielfalt in Kom-

munen ab, die das Ergebnis einer wissenschaftlichen Analyse von begrifflichen und 

handlungsorientierten Konzepten sind (Migrationshintergrund, Integration, Interkulturelle Öffnung, 

Diversity und Inklusion). In Kurzform stellen sie ein erstes Zwischenfazit der Gesamtstudie aus die-

sen Analysen dar13 und können in Form von Anregungen einen Beitrag zur Weiterentwicklung der 

Diskussionen in kommunalen Zusammenhängen leisten. 

Migrationsbedingte Vielfalt inklusiv und teilhabeorientiert denken: In der Inklusionsdiskussion 

wird der Teilhabeaspekt besonders stark unterstrichen und auch juristisch begründet. Teilhabeori-

entiert denken heißt, sich an aktuellen Lebenslagen und Bedarfen zu orientieren und unterschiedli-

che Voraussetzungen zu berücksichtigen. Ziel ist es, dass Menschen mit Migrationshintergrund an 

allen gesellschaftlichen Bereichen vor Ort teilhaben. 

Migrationsbedingte Vielfalt menschenrechtsorientiert denken: Nationale und internationale 

Richtlinien wie das Grundgesetz, das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG), die Allgemeine 

Erklärung der Menschenrechte, UN-Konventionen und der Sozialpakt bilden den Rahmen für die 

Rechte der Bevölkerungsgruppen vor Ort. Kommunen können sich im Menschenrechtsdiskurs mit 

eigenen Leitideen positionieren. 14 

Migrationsbedingte Vielfalt als Normalität denken: Vorhandene Leitbilder können überdacht und 

weiterentwickelt werden – zum Beispiel unter dem Stichwort „Köln ist gelebte Vielfalt“. Das Integra-

tionskonzept und das interkulturelle Maßnahmeprogramm der Stadt Köln steuern dazu Argumente 

bei, zum Beispiel über die Wertschätzung der gesellschaftlichen Leistung von Menschen mit Migra-

tionshintergrund. Dies bedeutet auch, den Blick auf Menschen ohne Migrationshintergrund zu lenken 

und sie miteinzubeziehen.  

Interkulturalität und Internationalität vor Ort – Chancen und Potenziale der migrationsbeding-

ten Vielfalt sichtbar machen: Manche Kommunen, wie zum Beispiel Stuttgart, betrachten es als 

Standortvorteil, interkulturell und international zu sein. Sie machen die Potenziale migrationsbeding-

ter Vielfalt sichtbar. Denkbar ist, den wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Beitrag von Menschen 

mit Migrationshintergrund für eine Kommune konkret zu beziffern.  

Herausforderungen begegnen, ohne einzelne Gruppen pauschal zu stigmatisieren: Diskussi-

onen über sexualisierte Übergriffe und Gewalt an Frauen, Anschläge und Amokläufe können heute 

schnell argumentativ rassistisch aufgeladen werden. Eine zentrale kommunale Positionierung be-

steht aus sicherheitspolitischen Strategien, einer konsequenten Strafverfolgung und umfassender 

Prävention. Ziel ist, pauschalisierte Ethnisierung von Kriminalität zu vermeiden und Ereignisse nüch-

tern zu analysieren.  

                                                
13  Zum wissenschaftlichen Hintergrund vgl. Kap. 7. in dieser Zusammenfassung und Kap. 3.1.–3.3. in der Gesamtstudie. 
14  Anregungen zu solchen Leitideen vgl. exemplarisch Berthold 2014. 
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Bedarfsgerechte, differenzsensible und dominanzkritische15 Beachtung komplexer Lebens-

lagen: Die Konzepte der Interkulturellen Öffnung und der Diversität16 bieten hierzu gute Anknüp-

fungspunkte. Differenzsensible, dominanzkritische Konzepte stellen spezifische Bedarfe von 

Menschen aufgrund ihres Lebensstils und der sozialen Milieus dar – mit und ohne Migrationshinter-

grund. 

Gruppenbezogene Etikettierungen kritisch reflektieren: Auseinandersetzungen zur Diversität 

und zur Inklusion ermöglichen oft die kritische Reflexion gruppenbezogener Etikettierungen („othe-

ring“). Sie beugen Stigmatisierungen vor und helfen Bedarfe zu erkennen, die Gruppen mit und ohne 

Migrationshintergrund gleichermaßen haben.  

Integrationsverständnisse, -gesetzgebung und Integrationsmaßnahmen kritisch begleiten: 

Weil neue Gesetze Kommunen immer wieder vor Herausforderungen stellen, sollten kommunale 

Akteure die Integrationsdiskurse und die Gesetzgebung von Bund und Ländern kritisch begleiten. 

So können die Kommunen besser auf die Rahmenbedingungen vor Ort aufmerksam machen.17  

Diese Prinzipien legen außerdem den Schluss nahe, dass angemessene Ressourcen und Know-

how notwendig sind, um das Zusammenleben in Vielfalt vor Ort konstruktiv zu gestalten. Dies ist 

kein „weiches Thema“, sondern – auch ökonomisch gesehen – eine Investition in die Zukunft.  

So haben Studien beispielsweise der Bertelsmann Stiftung18 über Modellrechnungen aufgezeigt, 

was eine „misslungene Integration“ finanziell kostet und welchen Gewinn eine Gesellschaft durch 

gleichberechtigte Teilhabe hat. 

Viele Menschen bleiben auch ohne sichere Bleibeperspektive länger hier. Der eingeschränkte Zu-

gang von Geflüchteten zu Sprach- und Integrationskursen führt daher zu eingeschränkten Teilha-

bechancen, was eine Belastung für die Betroffenen darstellt und gleichzeitig mittelfristig die Kosten 

der Sozialsysteme erhöht. Die Investition in Sprach- und Integrationskurse sowie in Bildungs- und 

Arbeitsmarktintegrationsmaßnahmen ist mittelfristig gesehen günstiger als die langfristige Alimen-

tierung.  

 

  

                                                
15  Zu Differenzsensibilität und Dominanzkritik vgl. Fischer 2011. 
16  Diese Konzepte berücksichtigen außerdem das mögliche gleichzeitige Wirken mehrerer Differenzlinien auf individu-

elle Teilhabechancen und subjektive Orientierungen (= Intersektionalität, gedacht als „Überkreuzung“ von Differenzli-
nien). 

17  Beispielweise steht die Verknüpfung der Aufenthaltsverfestigung mit der Nicht-Bereitstellung von Integrationsangebo-
ten für bestimmte Gruppen von Geflüchteten einer erfolgreichen Integrationspolitik diametral entgegen. Daher ist z. B. 
eine Debatte darüber notwendig, wie mit den durch das neue Bundesintegrationsgesetz eingeführten Erschwernissen 
bezüglich der Bedingungen zur Aufenthaltsverfestigung bei Geflüchteten auch auf kommunaler Ebene umgegangen 
werden kann. 

18  Quelle: https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/BSt/Presse/imported/down-
loads/xcms_bst_dms_23656_23671_2.pdf (Abruf: 15.07.17). 
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3. Kommunale Migrations- und Integrationsarbeit: Konzepte, Steuerung und 

Monitoring  

Die in diesem Abschnitt getroffenen Aussagen zu Konzipierung, Steuerung und Monitoring kommu-

naler Migrations- und Integrationsarbeit basieren auf der Analyse des Forschungsstandes und der 

ausgewählten Kommunen in Deutschland und der Schweiz. Die Kommunen dienen als Praxisbei-

spiele, Datenbasis sind Analysen von Dokumenten der Kommunen und qualitative Interviews.19 Eine 

weitere zentrale Quelle für die folgenden Aussagen ist die Studie „Stand der kommunalen Integrati-

onspolitik“ von Gesemann, Roth und Aumüller (2012).20 

In ihrer Integrations- und Diversitätspolitik sind Kommunen auf sehr unterschiedliche Art und Weise 

erfolgreich. Die untersuchten Städte Stuttgart, München, Zürich, Essen, Solingen und Frankfurt am 

Main unterschieden sich in der Vielfalt der Entwicklungsgeschichte, der Herangehensweise, in den 

Rahmenbedingungen, den inneren Leitbildern, aber auch in den konkreten Strukturen, Abläufen und 

Maßnahmen von Politik, Verwaltung, Verbänden und Organisationen. 

Mit Blick auf die Ergebnisse der Studie haben wir jeweils eine „Leitaussage“ für jede Kommune 

formuliert: 

• Zürich: Integration ist Realpolitik und erfordert professionelles Handeln, das auf die Vielfalt be-

zogen ist.  

• Stuttgart: Lokale Identität bedeutet: „Jeder kann Stuttgarter werden.“ Zuwanderung ist ein Ge-

winn für den (internationalen) Wirtschaftsstandort.  

• München: Von innen nach außen: Interkulturelle Orientierung und Öffnung der Verwaltung steht 

im Mittelpunkt.  

• Essen: Anregung und Unterstützung der Regelsysteme durch kontinuierliche Innovationsim-

pulse.  

• Solingen: Anerkennung zivilgesellschaftlicher Akteure: Stärkung und Würdigung tragfähiger 

Netzwerke zwischen allen Akteuren.  

• Frankfurt am Main: Wie wollen wir zusammenleben? Diskussion und Dokumentation der 

Grundlagen der Integrations- und Diversitätspolitik.  

Der Fokus der folgenden Zusammenfassung liegt bei den Praxisbeispielen darauf, die Spannbreite 

der Antworten auf die integrationspolitischen Herausforderungen zu verdeutlichen. Gleichzeitig sol-

len Gemeinsamkeiten und Unterschiede der Konzepte, Einstellungen und Praktiken dargestellt wer-

den.  

3.1. Konzepte, Strukturen, Steuerung und Ressourcen   

In jeder Stadt gibt es Ereignisse, auf die sich heutige Konzepte und Strukturen beziehen. Solche 

Anlässe waren teils gesellschaftliche Krisen, wie die rassistischen Übergriffe zu Beginn der 1990er-

Jahre, kommunalpolitische Umbrüche, ein Wechsel politischer Mehrheiten, problematisch gewor-

dene Veranstaltungen, aber auch die erfolgreiche Praxis bestimmter Verwaltungseinheiten oder 

bundespolitische Veränderungen. Auch sind es oft Personen – ob in der politischen Stadtspitze oder 

                                                
19  Für eine ausführliche Darstellung der sechs Kommunen Siehe Kap. 4.2. ff der Gesamtstudie. 
20  Die Studie – im Folgenden nur „Kommunalstudie“ genannt – wurde im Auftrag des Bundesministeriums für Verkehr, 

Bau und Stadtentwicklung und der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration durch-
geführt. Zu deren Datenbasis und Erhebungsmethoden vgl. auch Gesamtstudie Kap. 4.1.2.  
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Integrationsbeauftragte in der Verwaltung –, die die Gestaltung von Migration und Teilhabe durch 

ihr Engagement vorangebracht haben.  

Konzepte 

Die Konzepte in den untersuchten Praxisbeispielen sind alle durch den Stadt- oder Gemeinderat 

legitimiert. Die dazugehörigen Haushaltspositionen und Berichte werden meist turnusmäßig behan-

delt. Die Konzepte unterscheiden sich in Aufbau, Umgang mit Zielen und Themenfeldern stark. So 

enthalten einige von ihnen viele Ziele, andere beschränken sich auf einige Leitziele. Viele der The-

menfelder ähneln sich, wobei einzelne Kommunen auch Akzente setzen – etwa bei Internationalität, 

Potenzialorientierung oder Interkultureller Öffnung. Überall spielt der Umgang mit der Gruppe der 

geflüchteten Menschen aufgrund der jüngsten Migration eine zunehmende Rolle. 

In den meisten Ansätzen wird der Begriff der Integration pragmatisch verwendet und häufig um an-

dere Begriffe, wie z. B. Diversität und/oder Inklusion ergänzt. Die Konzepte sind in der Integrations-

politik grundsätzlich für andere Diversitätskategorien außerhalb von Herkunft und Migration offen, 

meist aber auf Migration und Interkulturalität ausgerichtet und im Sinne einer Intersektionalität (Über-

kreuzung verschiedener Diversitätskategorien) differenziert.  

Dabei stellt sich das Problem der Zielgruppen: Eine moderne Migrations- und Integrationsarbeit 

muss sämtliche Teile einer Gesellschaft ansprechen – unabhängig von Zugehörigkeiten und im Be-

wusstsein der prägenden Wirkung lebensgeschichtlicher Erfahrungen. Dabei gelingt es unterschied-

lich stark, die sogenannte „Mehrheitsbevölkerung“ ohne Migrationshintergrund als Zielgruppe und 

Akteure von Integrationspolitik einzubinden. Alle befragten Kommunen reflektieren daher kritisch 

darüber, dass die Konstruktion bestimmter Zielgruppen wie Menschen mit Migrationshintergrund, 

Einheimische, muslimische Frauen, christliche Männer, schwule Amerikaner oder heterosexuelle 

Afrikanerinnen die Gefahr von Stereotypisierung und Diskriminierung in sich birgt.  

Beispielsweise hat Zürich mit STRUB, einem Modell der Kollegialen Beratung, ein Verfahren entwi-

ckelt, das diese kritische Reflexion bei der Entwicklung von neuen Maßnahmen und Konzepten zu 

einem standardisierten Verfahren erhebt. Das soll die negativen Effekte von Gruppenzuschreibun-

gen minimieren.21 

Eine weitere entscheidende Frage ist, welchen Teil der Migrations- und Integrationsarbeit einer 

Stadtgesellschaft kommunale Integrationspolitik eigentlich beschreiben, strukturieren und steuern 

will. Während einige Kommunen sich bewusst auf die städtische Verwaltung fokussieren, etwa durch 

eine Interkulturelle Öffnung, nehmen andere Kommunen die gesamte Stadtgesellschaft in den Blick: 

Sie setzen auf die Tragfähigkeit von Netzwerken, die aus Verwaltungseinheiten, aber auch aus an-

deren öffentlichen Einrichtungen sowie Verbänden, Vereinen, Initiativen und dem Engagement vieler 

Einzelner bestehen. Wiederum andere, wie z. B. die Stadt Essen, verfolgen beide Perspektiven, 

indem sie beispielsweise einen jährlichen Innovationshaushalt für verwaltungsinterne und -externe 

Akteure zur Verfügung stellen.  

                                                
21  Für alle, die z. B. bei Projektkonzeptentwicklungen ihre eigenen Zielgruppenbeschreibungen kritisch reflektieren wol-

len, lohnt sich das Ausprobieren dieses Instruments, welches in Form einer PDF-Datei downloadbar ist: 
https://www.stadt-zuerich.ch/prd/de/index/stadtentwicklung/integrationsfoerderung/integrationsthemen/transkultu-
relle_kompetenz.html (Abruf: 15.07.17). 
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Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass Kommunen mit langjähriger Erfahrung in der Migra-

tions- und Integrationsarbeit den Integrationsdiskurs verändern wollen, den Integrationsbegriff kri-

tisch reflektieren und zum Teil Anschluss an anderen Diskurse, z. B. zu Diversität, Interkulturalität 

und Antidiskriminierung suchen. 

Strukturen 

Die Verantwortung für Konzept, Beobachtung und Steuerung der Integrationspolitik ist bei den Pra-

xisbeispielen auf unterschiedlichen administrativen Ebenen angesiedelt. Manche waren lange Zeit 

Stabsstellen des Bürgermeisteramtes oder Direktoriums, andere entstanden als eigenes Dezernat 

oder sind als Amt, Stadtdienst oder Fachbereich unterhalb der Dezernate angesiedelt. Oft geht die 

Positionierung in der Verwaltungshierarchie mit der Priorisierung bestimmter Politikfelder einher. 

Entscheidend für die Wirksamkeit von Integrationspolitik ist aber weniger ihre institutionelle Veror-

tung, sondern dass sie persönlich und durch Ressourcen von möglichst einflussreicher Seite getra-

gen wird. Integrationspolitik als Querschnittspolitik bedeutet, dass dem Zusammenwirken zwischen 

der Querschnittsfachstelle und den sogenannten Regeldiensten der Verwaltung eine besondere Auf-

merksamkeit zukommt. Querschnittspolitik kann aus ihrer inneren Logik heraus nicht „unten“ oder 

„oben“ in einer Hierarchie angesiedelt sein und erfordert daher bei allen Akteuren ein Verständnis 

für Kooperation, das über das Denken in Hierarchien hinausgeht. Es ist eine wichtige Aufgabe, ein 

solches kooperatives Verständnis zu stärken. 

Steuerung und Ressourcen 

In den kommunalen Praxisbeispielen stellte sich früh die Frage, was durch eine Integrationspolitik 

auf welche Weise gesteuert werden soll: Die Aktivitäten der Integrationsstelle? Das gesamte Ver-

waltungshandeln? Die großen Bewegungen der Migrations- und Integrationsarbeit vor Ort insgesamt 

oder die Aktivitäten der vielen zivilgesellschaftlichen Akteure? Darauf bietet ein gesamtstädtisches 

Konzept zur Integrationspolitik Antworten, die innovativ sind und zugleich an gewachsene Strukturen 

der Stadt anknüpfen. 

Die Frage nach den finanziellen und personellen Ressourcen indes ist bei den porträtierten Beispie-

len kaum zu beantworten. Das Politikfeld hat Querschnittscharakter, insofern lassen sich die real 

eingesetzten Mittel selten aus den Positionen des Haushalts „herausrechnen“. Dennoch existieren 

zentrale Einrichtungen der Verwaltung, eine Vielzahl von ausdrücklich auf Diversität und Integration 

bezogenen Maßnahmen in den Regeldiensten und ein besonderes Jahresbudget für innovative Pro-

jekte der verschiedenen Akteure. Diese Budgets, die auch als Innovationshaushalt bezeichnet wer-

den, sind unterschiedlich groß. Da die zentralen Integrationseinrichtungen Anstöße, Beratung und 

Unterstützung geben, ist ihre Ausstattung als die zentrale Ressource der Migrations- und Integrati-

onsarbeit anzusehen. 

Gemäß der Kommunalstudie (Gesemann/Roth/Aumüller 2012) lassen sich folgende Erfolgsbedin-

gungen und Barrieren der strategischen Steuerung kommunaler Migrations- und Integrationsarbeit 

identifizieren: Kommunale Steuerungskreise, ein stabiles Integrationsnetzwerk, der Einbezug enga-

gierter Bürgerinnen und Bürger, Verzahnung von Integrations- und Stadtteilpolitik, Transparenz und 

Bürgernähe, Nutzung des Stadtmarketings unter Einbezug von Medien und finanzielle Unterstüt-

zung durch öffentliche Fördermittel.  
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Als Barrieren und Schwierigkeiten gelten vor allem unterschiedliche Zuständigkeiten von Bund, Län-

dern oder EU etc. bei der Moderation und Koordination von Maßnahmen und bei der bedarfsorien-

tierten Steuerung und Ausrichtung. Daneben sind die oft begrenzten finanziellen Spielräume der 

Kommunen und emotional geführte Integrationsdebatten ein Hindernis für die Professionalisierung 

und Stärkung der Teilhabe von Migrantenorganisationen. Auch die mangelnde Anerkennung von 

Berufsabschlüssen, die Schlechterstellung vieler Geflüchteter (z. B. aufgrund von Duldungen und 

dadurch eingeschränktem Zugang zu Integrationsmaßnahmen) und eine stellenweise Verengung 

des Integrationsverständnisses auf die Sprachförderung sind große Herausforderungen.  

Entsprechend verweist die Kommunalstudie auf Entwicklungsaufgaben u. a. in der Stärkung der fi-

nanziellen Rahmenbedingungen, dem Entgegenwirken des Fachkräftemangels auch durch Verbes-

serung der Teilhabe von qualifizierten Menschen mit Migrationshintergrund und die 

Institutionalisierung weiterer Steuerungsformate in den Kommunen. Die Ausarbeitung von Konzep-

ten für Controlling-Berichte, Monitoring-Systeme, ergänzende Studien und die Notwendigkeit einer 

Einigung auf konkrete und messbare Ziele gelten außerdem als zentrale Aspekte, die weiterentwi-

ckelt werden sollten. 

3.2. Beteiligungsformate, Monitoring und Berichterstattung   

Beteiligung an der Konzeption der Migrations- und Integrationsarbeit vor Ort 

Eine grundsätzliche Erkenntnis der Studie ist: Die Akteure sollten auf „belehrende Formate“ gegen-

über anderen Verwaltungseinheiten und den Bevölkerungsgruppen verzichten und stattdessen eine 

dialogorientierte und kooperative Haltung annehmen. Gleichzeitig verhindert eine gemeinsame par-

tizipative Steuerung der Integrationsarbeit durch verschiedene Akteure, dass unterschiedliche Grup-

pen gegeneinander arbeiten. In den Praxisbeispielen reichen die Formen der Kooperation von 

Diskussionen in mehr als 50 Organisationen, Gremien und Gruppen über Großveranstaltungen mit 

partizipativen Verfahren wie der Open Space Technology bis hin zu Onlinebeteiligungsverfahren. 

Der Begriff „Teilhabe“ nimmt in allen Konzepten eine starke zentrale Perspektive ein. Sie zieht sich 

meist querschnittlich durch alle Aspekte des jeweiligen Konzeptes, ist zum Teil aber auch mit eige-

nen Kapiteln, Zielbündeln und Maßnahmenpaketen verbunden. Insbesondere in NRW wird dabei 

auf das Teilhabe- und Integrationsgesetz verwiesen. 

Monitoring und Berichterstattung22 

In den Porträts der Kommunen wird ein unterschiedlicher Umgang mit dem Thema Monitoring und 

der Berichterstattung deutlich. Unbestritten ist, dass Aktivitäten, Kennzahlen und Wirkungen von 

Maßnahmen vor Ort systematisch erfasst werden sollten. Eine regelmäßige Berichterstattung ist 

Voraussetzung für eine Verständigung.23 Gleichzeitig machen Berichte, Statistiken, Studien oder 

wissenschaftliche Analysen eine kommunalpolitische Steuerung erst möglich. Manche Kommunen 

                                                
22  Zur Differenzierung und Definition der Begrifflichkeiten wird auf die Gesamtstudie, Kap. 4.1.3 verwiesen. 
23  Laut Kommunalstudie haben sich Monitoringsysteme u. a. als hilfreich erwiesen, da sie zum einen die Migrationsde-

batte versachlichen und zum anderen bei der Steuerung einer zielorientierten kommunalen Integrationsarbeit beige-
tragen haben. Als problematisch kann sich jedoch eine einseitige Problem- und Defizitorientierung von 
Monitoringsystemen herausstellen, die Debatten um Integration vor Ort auch beeinträchtigen kann (Gese-
mann/Roth/Aumüller 2012, S. 113 f.). 



Studie „Impulse für Innovationen in der Migrations- und Integrationsarbeit“ – Zusammenfassung der Ergebnisse 

 
12 

setzen dabei auf ein Integrationsmonitoring, dass in regelmäßigen Abständen den „Stand der In-

tegration“ zu erfassen sucht. Hierauf legt beispielsweise die Stadt Frankfurt am Main Wert: Sie 

bringt einen „Integrations- und Diversitätsbericht“ und ein entsprechendes Monitoring heraus.  

Andere Städte konzentrieren sich darauf, die durch sie initiierten und begleiteten Projekte zu erfas-

sen, die Erfolgsfaktoren zu extrahieren und so innovative Ansätze in die Verwaltung zu bringen. 

Solingen versucht darüber hinaus, die gesamten auf irgendeine Weise organisierten Integrations-

aktivitäten der Stadt darzustellen und zu bewerten. Darüber hinaus spielt die Berichterstattung über 

die themengebundenen Budgets wie den Innovationshaushalt eine große Rolle. In der politischen 

Steuerung durch den Innovationshaushalt hat die Stadt Essen weitreichende Expertise entwickelt. 

Beim Berichtswesen ist indes zu bedenken, dass die Komplexität der sozialen Interaktionen und 

Wirkzusammenhänge im Feld der Integrationspolitik kaum vereinfachte Aussagen zur Wirksamkeit 

von Einzelmaßnahmen zulässt. Daher ist es für die Steuerung der Migrations- und Integrationsarbeit 

von entscheidender Bedeutung, sich (externe) Expertise über die verschiedenen Möglichkeiten der 

Qualitätsbeschreibung und -entwicklung heranzuziehen. Es ist dabei unerlässlich, eine Mischung 

verschiedener Verfahren zu entwickeln, die auf unterschiedlichsten Ebenen greifen. Abwägungen 

über den Aufwand und Nutzen der jeweiligen Maßnahme spielen ebenso eine Rolle wie der interak-

tive Mehrwert, der dadurch entsteht, dass alle Beteiligten sich mit Aspekten der Qualität auseinan-

dersetzen. 

Laut Kommunalstudie haben sich Monitoringsysteme als hilfreich erwiesen, da sie die Migrations-

debatte versachlichen und zur Steuerung einer zielorientierten kommunalen Integrationsarbeit bei-

tragen. Als problematisch für Integrationsdebatten vor Ort kann sich jedoch herausstellen, wenn 

Monitoringsysteme sich einseitig an Problemen und Defiziten orientieren.  

Einige Kommunen der Gesamtstudie plädieren deshalb dafür, sich einerseits auf die internationale 

und interkulturelle kommunale Offenheit und anderseits auch auf die Ressourcen von Menschen mit 

Migrationshintergrund zu fokussieren. Bei einem dezidierten Integrationsmonitoring, abgekoppelt 

von anderen Monitoringsystemen einer Kommune, besteht weiterhin die Gefahr der Stigmatisierung 

und Ethnisierung sozialer Probleme.  

Als Orientierung kann der Integrationsindikatorenbericht der Bundesregierung dienen, in dem z. B. 

Herkunftsländer als Differenzierungsmerkmal nicht hervorgehoben wurden, um somit einer Ethni-

sierung oder Stigmatisierung von Gruppen entgegenzutreten (Gesemann/Roth/Aumüller 2012, S. 

113f.). Als ein weiteres Beispiel dient das Integrations- und Diversitätsmonitoring der Stadt Wien aus 

dem Jahr 2009. Hier wurde ein Instrument entwickelt, das eine Datenerhebung ohne Stigmatisierung 

oder Ethnisierung ermöglicht und sowohl auf die Integrationsprozesse von Zugewanderten als auch 

auf die praktizierte kommunale Diversitätspolitik blickt. Ein weiteres Beispiel ist das OPENCities Mo-

nitoring.  

3.3. Interkulturelle Öffnung – lokale Konzepte und Implementierungsstrategien 

Interkulturelle Öffnung (IKÖ) gestaltet sich in den porträtierten Kommunen sehr unterschiedlich. In 

einigen Städten wird sie als Leitkonzept verstanden, aus dem sich die gesamte Migrations- und 

Integrationsarbeit ableitet. Hierfür steht die Landeshauptstadt München, wo typische Ziel- und Maß-

nahmenpakete der IKÖ auf die Belegschaft und einen kulturell barrierefreien Zugang zu Dienstleis-

tungen abzielen. In anderen Kommunen wird der Begriff allgemeiner verwendet und ist nicht nur auf 

die städtische Verwaltung beschränkt.  
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Allen befragten Kommunen gemeinsam ist das Verständnis, dass IKÖ Prozesse meint, die sich auf 

die gesamte Bevölkerung in ihrer Vielfalt beziehen und sich daher auch alle Akteure an der Gestal-

tung dieser Prozesse beteiligen müssen. Bei einigen porträtierten Beispielen wurde deutlich, dass 

die Interkulturelle Öffnung in den Kommunalverwaltungen aus Sicht der Befragten noch ausbaufähig 

ist.24 Sie weisen häufig darauf hin, dass sich Migrations- und Integrationsarbeit in einem Wechsel-

spiel zwischen abgesicherter Strukturierung und innovativen Zugängen bewegt.25 

Die beiden wichtigsten Voraussetzungen für die erfolgreiche Arbeit einer ‚Integrationsstelle’ sind ihre 

inhaltliche Expertise und die exzellente Vernetzung mit den politischen Migrantenvertretungen (z. B. 

Integrationsräten), Migrantenorganisationen26, Verbänden, Vereinen und weiteren Akteursgruppen 

der Stadtgesellschaft. 

Um Interkulturelle Öffnung erfolgreich in der kommunalen Stadtverwaltung zu verankern, ist es laut 

der Kommunalstudie (Gesemann/Roth/Aumüller 2012) wichtig zu erkennen, dass die interkulturelle 

Sensibilisierung eine Querschnittsaufgabe für alle Bereiche der Stadtverwaltung darstellt. Dabei 

kommt den Personalämtern eine besondere Bedeutung zu. Zudem sollte der interkommunale Aus-

tausch ausgebaut werden, da dieser den Kommunen ein Forum gibt, um Strategien und angewandte 

Praxiserfahrungen zur Implementierung einer Interkulturellen Öffnung zu diskutieren und auszutau-

schen. Die Tatsache, dass die Anzahl von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mit Migrationshinter-

grund in vielen Kommunen derzeit nicht systematisch erfasst wird, schränkt ein zuverlässiges 

Monitoring ein.  

3.4. Bilanzen   

Stichwortartig sind hier zehn Reflexionen der befragten Personen aufgeführt, wie kommunale Mig-

rations- und Integrationsarbeit erfolgreich sein könnte: 

1. Interkommunale und internationale Vernetzung: Gemeinsam entwickelte Expertise, Verfahren, 

Maßnahmen, Reflexionen aktueller Entwicklungen und Materialien ermöglichen Lösungen, die 

sonst nicht zu generieren sind. 

2. Eine Selbstverpflichtung aller Akteure über die Ziele der Interkulturellen Orientierung und Öff-

nung. Die kommunalen Strategien müssen in Politik, Verwaltung und Verbänden verankert und 

durch Stadt- oder Gemeinderatsbeschlüsse abgesichert sein. 

3. Das Anerkennungs- und Machtverhältnis zwischen Stadtspitze, Verwaltungsspitze und Leitung 

der Integrationsstelle ist entscheidende Voraussetzung für gelingende Integrationspolitik.  

4. Symbolpolitik ist wichtig, weil symbolische Handlungen oft besser wirken als vermutet. 

5. Die (gemeinsam entwickelte) Haltung und Qualifizierung der Mitarbeitenden der Integrations-

fachstellen sollte mit Mut zur Innovation und zur eigenen Fehlerfreundlichkeit einhergehen.  

6. Die Interkulturelle Öffnung der Ausländerbehörde ist ein Signal an andere Verwaltungseinheiten 

der Stadt, weil sie das Verwalten von „Aufenthaltsangelegenheiten“ durch IKÖ ablöst.  

                                                
24  Diese Erkenntnis korrespondiert mit den Ergebnissen der Kommunalstudie (Gesemann/Roth/Aumüller 2012), in der 

ebenfalls festgestellt wurde, dass in vielen Kommunen noch weiterer Handlungsbedarf zum Ausbau der IKÖ besteht. 
25  Gleichzeitig stellen einige Befragte fest, dass Interkulturelle Öffnung bei ihnen vor Ort auch in anderen Organisatio-

nen, zum Beispiel bei Trägern von Sozialleistungen, Einrichtungen, Wohlfahrtsverbänden oder Migrantenorganisatio-
nen an Bedeutung gewinnt – aber auch hier ist die Umsetzung entsprechender Strategien noch weiter optimierbar 
und eine weitergehende Sensibilisierung für Interkulturelle Öffnungsprozesse sinnvoll. 

26  Gerade auch die Zusammenarbeit mit Organisationen bzw. politischen Selbstvertretungen von Menschen mit Migrati-
onshintergrund gilt als wichtig, um deren Perspektive aktiv einzubinden und Partizipationsprozesse auch im politi-
schen Kontext zu stärken. 
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7. Die Stärkung der zivilgesellschaftlichen Akteure setzt Energien frei, die allein durch verwaltungs-

interne Steuerung nicht zu erreichen sind. 

8. Eine Integrationsfachstelle, die Regelsysteme nur ergänzt, kann Strukturen zementieren und In-

terkulturelle Öffnung verhindern. Aus diesem Grund muss für eine Interkulturelle Öffnung der 

Regelsysteme gesorgt werden – die Integrationsfachstellen sollten vor allem die Aufgabe haben, 

solche Prozesse anzustoßen. 

9. Partizipative Steuerung der Integrationsarbeit durch die verschiedenen Akteure schafft eine 

breite Anerkennung und verhindert, dass Gruppen gegeneinander arbeiten. Dazu gehört eine 

Vision zum Thema „Wie wollen wir zusammenleben?“. 

10. Klare Ziele auch auf verschiedenen Abstraktions- und Verantwortungsebenen tragen zur Steu-

erbarkeit der Integrationspolitik in einer Kommune bei. 

3.5. Empfehlungen zu kommunalen Konzepten, Strategien und Berichterstattung  

Ergänzend zu den Analysen in den vorherigen Kapiteln 3.1.–3.4. ergeben sich die folgenden Hand-

lungsempfehlungen: 

Migrationsbedingte Vielfalt als Normalität und Potenzial für die Stadtgesellschaft anerken-

nen: Im Kölner Integrationskonzept ist bereits angelegt, Vielfalt als Normalität und als Ressource zu 

betrachten. Diese Perspektive sollte in den Debatten erhalten bleiben und weiterentwickelt werden. 

Die Potenziale von Menschen mit Migrationshintergrund sichtbar zu machen, ist ein wichtiger Bau-

stein von Migrations- und Integrationsarbeit vor Ort. 

„Kollektive Narrationen“ und lokale „Wir“-Identitäten als positive Bezugspunkte nutzen: Köln 

zeichnet sich durch eine starke lokale „Wir-Identität“ aus. Diese kann als Diskursfolie für migrations-

bedingte Vielfalt genutzt und ausgebaut werden.  

Interkulturalität und Internationalität vor Ort – Chancen der Vielfalt sichtbar machen: Ein wich-

tiger Baustein von Migrations- und Integrationsarbeit vor Ort ist, die Potenziale von Menschen mit 

Migrationshintergrund sichtbar zu machen (z. B.: „Internationalität in Stuttgart als Chance nutzen“). 

So wird eine zu defizitorientierte Perspektive vermieden.  

Integrationsleitbilder kritisch reflektieren, migrationsbedingte Vielfalt diversitätsbewusst, in-

klusiv und menschenrechtsorientiert gestalten: Die kritische Auseinandersetzung mit dem In-

tegrationsverständnis in Kommunen ist notwendig, um konstruktiven Umgang mit Vielfalt als 

gesamtgesellschaftliche Verantwortung auch auf Grundlage von menschenrechtsorientierten inter-

nationalen Konventionen und nationalen Gesetzen zu erkennen – und gegebenenfalls auch über 

alternative Begriffe und Konzepte nachzudenken.  

Gruppenbezogene Etikettierungen hinterfragen, komplexe Lebenslagen im Blick haben: Eine 

kontinuierliche kritische Reflexion von gruppenbezogenen Etikettierungen hilft, Stigmatisierungen 

vorzubeugen und Bedarfe zu erkennen, die Gruppen mit und ohne Migrationshintergrund gleicher-

maßen haben können (z. B. Sprachförderung bei Kindern).  

Herausforderungen offensiv begegnen, ohne einzelne Gruppen pauschal zu stigmatisieren: 

Weil das Zusammenleben in Vielfalt nicht immer reibungslos verläuft, ist es wichtig, das Zusammen-

leben aller in gegenseitigem Respekt zu thematisieren. 

„Migrationshintergrund“ und „Ausländer“ – statistische Erhebungen und Kategorisierungen 

überprüfen, differenziertere Perspektiven ermöglichen: Sind Statistiken potenzialorientiert? 
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Viele Kommunen wissen, wie viele Menschen mit Migrationshintergrund Sozialhilfe beziehen – aber 

sie wissen selten, wie viele Akademikerinnen und Akademiker Migrationshintergrund haben. 

Kölner Integrationskonzept fortschreiben, Zielsystem weiterentwickeln: Köln könnte das Integ-

rationskonzept weiterentwickeln, dabei aber die Balance zwischen Überschaubarkeit, Detaillierungs-

grad und Aktualität halten. Handlungsfelder, Konzepte und Zielsysteme sollten möglichst die 

dahinterstehenden Personen, Institutionen und Haltungen wiedergeben und möglichst nah an der 

Praxis sein. 

Bestandsaufnahme und Berichterstattung konzeptionell überdenken: Neben einer Beschrei-

bung von Aktivitäten und Budgets können Wirkungsanalysen, externe Evaluationen oder Selbsteva-

luation die Kölner Berichterstattung zur Migrations- und Integrationsarbeit unterstützen – in Form 

von „schlanken“ und mit dem Arbeitsalltag der Betroffenen „sozialverträglichen“ Formaten. 

Strukturen, Steuerungsarchitektur und Ressourcenkonzept überprüfen: Für die Wirksamkeit 

von Integrationspolitik ist entscheidend, dass sie von möglichst einflussreicher Seite persönlich und 

durch Engagement und Ressourcen (mit) getragen wird und ein gegenseitig wertschätzendes, ener-

giereiches und funktionierende Gefüge zwischen zentralen Akteursgruppen etabliert ist. Zudem ist 

ein zuverlässiges finanzielles Integrationsbudget notwendig, um bedarfsgerecht und zielführend 

Strukturen aufzubauen und notwendige Aufgaben erledigen zu können. 

Die Verankerung von Integration als Querschnittsaufgabe weiterentwickeln: Die Verankerung 

von Integration als Querschnittsaufgabe ist ein wichtiger Erfolgsfaktor – wenn sie ein Verständnis 

für Kooperationen voraussetzt. Anschlussfähig für Querschnittspolitiken in Köln sind bereits existie-

rende Gremien wie z. B. der Kölner Runde Tisch für Integration, der Runde Tisch für Flüchtlingsfra-

gen oder das Kölner Forum gegen Rassismus und Diskriminierung.  

Stellenwert von Interkultureller Öffnung überprüfen: Es könnte in Köln sinnvoll sein, den Stand 

der Interkulturellen Orientierung und Öffnung in der Stadtverwaltung näher zu beleuchten und Ent-

wicklungsbedarfe herauszuarbeiten.  

Partizipation sicherstellen, gegenseitige Anerkennungskultur stärken: In Köln wurde das In-

tegrationskonzept unter breiter Beteiligung relevanter Akteursgruppen erstellt. Eine partizipative 

Ausrichtung hat in diesem Arbeitsfeld in Köln also eine Tradition, die als Potenzial weiterhin genutzt 

werden sollte – ggf. unter Beteiligung weiterer neuer Akteure.  

Interkommunale Vernetzungsstrukturen nutzen – voneinander lernen: Interkommunale Vernet-

zung schafft nicht nur die Möglichkeit, voneinander zu lernen, sondern auch aus kommunaler Per-

spektive gemeinsame Forderungen zu formulieren und einzubringen. Orte dafür sind z. B. der 

bundesweite „Qualitätszirkel zur Integrationspolitik“ oder das internationale Netzwerk „Cities of Mig-

ration“. 

Strategien der Öffentlichkeitsarbeit überprüfen: Eine kohärente und gut durchdachte Öffentlich-

keitsarbeit fördert ein differenziertes Bild zu Migration und Diversität und baut Zugangsbarrieren für 

Menschen mit Migrationshintergrund ab. Dazu gehören v. a. in Sprachstil und Bildsprache ange-

passte, mehrsprachige Informationen und Sprach- und Integrationsmittlerpools, gerade wenn man 

Gruppen mit geringen Deutschkenntnissen erreichen möchte. 

Weitere Erfahrungen aus den Kommunen, die Anregungen für wertvolle Handlungsempfehlungen 

darstellen können, sind in der Gesamtstudie zu finden.  
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4. Handlungsfeld Flucht 

4.1. Hilfreiche Kurzinformationen 

Die Gruppe der Geflüchteten ist so heterogen wie die Fluchtursachen und die persönliche Lebens-

situation der Menschen. Sie unterscheiden sich durch Aufenthaltsstatus, familiäre Situation, Aufent-

haltsdauer, Lebensalter, Einbindung in soziale Netzwerke, Ressourcenzugang zu Bildung und 

Arbeit, Sprachkenntnisse, Bildungsstand, Berufserfahrung, Gesundheit und weitere Faktoren. Dies 

erfordert ein differenziertes Herangehen in der Arbeit mit Geflüchteten, auch, um einer Stereotypi-

sierung oder Stigmatisierung entgegenzuwirken. 

Das deutsche Recht unterscheidet verschiedene Gruppen von Geflüchteten, z. B.: Asylsuchende 

und Asylberechtigte; Geflüchtete unter subsidiärem Schutz; geduldete Geflüchtete; Geflüchtete 

ohne gültige Papiere; Kontingentflüchtlinge.27  

Der Forschungsstand (beispielhaft veranschaulicht zu den Themen Sprache und Bildung) verdeut-

licht: Seit November 2015 sind die Sprach- und Integrationskurse des Bundes auch für Geflüchtete 

mit unsicherem Aufenthaltsstatus und „hoher Bleibeperspektive“ geöffnet, was ein Fortschritt für ei-

nige Geflüchtete ist.28 Auch die ESF-BAMF-Kurse zu berufsbezogenem Deutsch sind für Asylbewer-

berinnen und Asylbewerber mit nachrangigem Zugang zum Arbeitsmarkt geöffnet worden.  

Gerade Geflüchtete mit „geringer Bleibeperspektive“ haben jedoch oft keinen Zugang oder monate-

lange Wartezeiten, da das Sprachkursangebot nicht entsprechend rasch ausgebaut wurde. In der 

(vor)schulischen Bildung ist hervorzuheben, dass eine Reihe von Kitas und Schulen in Deutschland 

erhebliche Anstrengungen unternehmen, um geflüchtete Kinder und Jugendliche so gut wie möglich 

einzubeziehen. Besonders prekär ist die Situation jedoch bei jugendlichen Geflüchteten, die mit 16 

oder 17 Jahren eingereist sind. Sie unterliegen in einigen Bundesländern nicht mehr der allgemeinen 

Schulpflicht. Damit fallen sie gewissermaßen aus dem Schulsystem heraus und müssen ihre Schul-

abschlüsse oft auf andere Weise nachholen (SVR 2016, S. 25).29 

4.2. Situation in Köln  

Die Zahl der Geflüchteten hatte in Köln im Juli 2016 mit 13.842 Personen ihren vorläufig höchsten 

Stand erreicht und ist mittlerweile wieder auf 11.529 gesunken (Stand: Juni 2017).30 Zum Aufent-

haltsstatus: 4.453 Geflüchtete im Status der Duldung. Von diesen hielten sich 715 Personen weniger 

als ein Jahr lang in Deutschland auf, 2.098 Personen zwischen einem und fünf Jahren, 512 Perso-

nen zwischen fünf und zehn Jahren und 1.128 Personen schon länger als zehn Jahre (Stand: April 

2016).  

                                                
27  Die Definition dieser Gruppen und relevante rechtliche Grundlagen sind in der Gesamtstudie in Kap. 5.1.1. benannt. 
28  Quelle: https://www.bamf.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2015/20151014-0021-pressemitteilung 

-oeffnung-integrationskurse.html (Abruf: 03.08.2016). 
29  In der Gesamtstudie finden sich über diese kurzen Eindrücke hinaus Zusammenfassungen zu den Themen: Unter-

bringung, Arbeitsmarkt, familiäre Situation, ökonomische Situation, Sprache, Bildung, Arbeit, Gesundheit, Rassismus, 
Diskriminierung, Gewalt, besonders Schutzbedürftige sowie Unterstützungsstrukturen. 

30  Quelle: http://www.stadt-koeln.de/leben-in-koeln/soziales/koeln-hilft-fluechtlingen/fluechtlinge-koeln (Abruf: 05.07.17). 
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Der Bericht „Aktuelle Informationen zur Unterbringung und Integration von Flüchtlingen in Köln“31 

empfiehlt, der Gruppe besonders Schutzbedürftiger besondere Aufmerksamkeit zu schenken – zu-

mal es zu ihnen kaum verlässliches Zahlenmaterial gibt. Das Amt für Wohnungswesen und das 

Jugendamt arbeiten an einem Konzept zum Schutz von Minderjährigen. Zudem ist in Köln die Un-

terbringung vieler Geflüchteter nach wie vor problematisch32 – wenngleich mittlerweile keine Ge-

flüchteten mehr in Turnhallen leben müssen. 

Mit Blick auf Versorgungslücken der Geflüchteten in Köln wurde Ende 2015 ein Budget für den Ein-

satz von Sprach- und Integrationsmittlerinnen und -mittler eingerichtet und bis 2017 mit jährlich 

200.000 € fortgeführt. Neben vielfältigen Aktivitäten von religiösen und freien Trägern und bürger-

schaftlich Engagierten gibt es allgemeine Integrationslotsinnen und -lotsen sowie spezielle Lotsin-

nen und Lotsen für das Gesundheitswesen. Eine elektronische Gesundheitskarte erleichtert 

Geflüchteten den Zugang zum Gesundheitssystem. Es bleiben aber weiterhin viele Versorgungslü-

cken bestehen, z. B. für Geflüchtete mit einer Behinderung.33 

In den Bereichen Bildung und Arbeit sind ebenfalls Strukturen ausgebaut worden. Mittlerweile haben 

fast alle Schulen Vorbereitungsklassen für Geflüchtete eingerichtet. Diese Möglichkeit hängt auch 

von der Bewilligung von Integrationskräften durch das Land NRW ab. Zudem wird angemerkt, dass 

derzeit Geflüchtete erst dann schulpflichtig werden, wenn sie einer Kommune zugewiesen sind.34  

Geflüchtete nehmen über den „Integration Point Köln“ und das Netzwerk „Chance + Netzwerk 

Flüchtlinge und Arbeit“ am Arbeitsmarkt teil. Das Netzwerk wird über den ESF-Handlungsschwer-

punkt „Integration von Asylbewerbern und Flüchtlingen – IvAF“ gefördert.  

4.3. Zentrale Erkenntnisse aus den Praxisbeispielen 

Die fünf untersuchten Praxisbeispiele (FLUCHTort Hamburg 5.0, Young Refugees NRW, Medibüro 

Berlin, The Voice Refugee Forum und Kompetenzzentrum Psychotraumatologie) sind den vier The-

menfeldern Arbeitsmarkt, Gesundheit, junge Geflüchtete und politische Partizipation zuzuordnen.35  

Arbeitsmarkt 

Durch die gestiegene Zahl der Geflüchteten in den letzten Jahren mussten die Kommunen neue 

Angebotsstrukturen schaffen, um die Beteiligung am Arbeitsmarkt zu fördern. Mittlerweile gibt es 

eine Vielzahl von Programmen, Initiativen und Strukturen: Neben dem IvAF-Programm, dem Pro-

gramm „Integration durch Qualifizierung“ und deren Netzwerken sind dies z. B. die „Integration 

                                                
31  http://www.stadt-koeln.de/mediaasset/content/pdf56/12.__aktueller_bericht_zur_unterbringung_und_integra-

tion_von_flüchtlingen__2017-01-26.pdf. 
32  Zur Situation der Unterbringung von Geflüchteten am Beispiel Köln wurde eine Studie von Markus Ottersbach und 

Petra Wiedemann durchgeführt (Titel: „Die Unterbringung von Flüchtlingen in nordrhein-westfälischen Kommunen – 
Bausteine eines integrierten Gesamtkonzepts" (im Auftrag der Forschungsstelle für gesellschaftliche Weiterentwick-
lung – FGW, Düsseldorf) (Ottersbach/Wiedemann 2017; Quelle: https://www.th-koeln.de/mam/down-
loads/deutsch/hochschule/aktuell/nachrichten/f01/expertise_fgw.pdf). Abruf: 07.05.2017. 

33  Zur Verbesserung der Versorgung der Geflüchteten mit Behinderung existiert in Köln derzeit ein Modellprojekt bei der 
Diakonie Michaelshoven (https://www.diakonie-michaelshoven.de/angebote/menschen-mit-behinderung/hilfen-fuer-
gefluechtete-mit-behinderung/). Die dort bestehende hohe Nachfrage durch ratsuchende Geflüchtete bestätigt eine in 
diesem Bereich vorhandene Versorgungslücke in den Regelsystemen. Hinzu kommt, dass in einem studentischen 
Projekt zum Thema „Inklusive Flüchtlingsunterkünfte“ gemeinsam mit der TH Köln (2017) festgestellt wurde, dass 
kaum eine Flüchtlingsunterkunft in Köln barrierefrei ist. 

34  Dadurch können bei Kindern und Jugendlichen längere Zeiten entstehen, teilweise z. B. mehrere Monate, in denen 
sie keine Schule besuchen können. 

35  Die ausführlichen Praxisporträts befinden sich in der Gesamtstudie unter Kap. 5.1. 



Studie „Impulse für Innovationen in der Migrations- und Integrationsarbeit“ – Zusammenfassung der Ergebnisse 

 
18 

Points“. Aber auch die Projekte „Perspektiven für Flüchtlinge – PerF“ und „Perspektiven für junge 

Flüchtlinge – PerjuF“ gehören zu diesen Programmen. Auch die Beratungsstellen zur Anerkennung 

ausländischer Abschlüsse, die Jugendmigrationsdienste (JMD) oder die Migrationsberatungsstellen 

für Erwachsene (MBE) haben ihre Angebote ausgebaut. Die häufig unsicheren Aufenthaltstitel und 

Bleibeperspektiven der Geflüchteten sind ein Hindernis für die Anbahnung oder Arbeitsvermittlung 

– psychisch für die Geflüchteten und strukturell für die Organisationen, die an Arbeitsmarktqualifi-

zierung und -vermittlung beteiligt sind. 

Der Modellprojektverbund FLUCHTort Hamburg e. V.36 baut auf Projekten auf, die 2001 begonnen 

wurden. Der Träger passage gGmbH vereint mit dem Projektverbund neun Teilprojekte unter einem 

Dach – „Schwesterprojekt“ in NRW ist Chance am Rhein in Köln. FLUCHTort Hamburg 5.0 will u. a. 

arbeitsmarktrelevante Akteure für Geflüchtete mit unsicherem Aufenthaltsstatus sensibilisieren, um 

deren Arbeitschancen zu verbessern. Bestehende Teilprojekte bilden eine Förderkette von der Erst-

beratung über Kompetenzfeststellung und Qualifizierung bis zur Vermittlung und begleitendem 

Coaching. Das beinhaltet Lehrgänge für Ausbilderinnen und Ausbilder, Mentoringprogramme oder 

die Unterstützung von Berufsschulen. Betriebe von Menschen mit Migrationshintergrund spricht der 

Verbund gezielt an. Stärken des Projektes sind breite Aufstellung, gute Vernetzung und systemati-

sche Verzahnung der Angebote. Besonders erfolgreich ist das Engagement in den Berufsschulen: 

Lehrkräfte und Integrationsfachkräfte unterstützen die Schulen und führen konzeptionelle Verände-

rungen herbei. 

Gesundheit 

Drei Themen sind bei den Praxisbeispielen vorrangig: Die therapeutische Unterversorgung von trau-

matisierten Geflüchteten, die beschränkten Gesundheitsleistungen für Asylsuchende mit Aufent-

haltsgestattung und der Zugang von Menschen ohne gültigen Aufenthaltsstatus und 

Krankenversicherung zum Gesundheitssystem. 

Das Kompetenzzentrum Psychotraumatologie37, das von der Universität Konstanz in Kooperation 

mit victim’s voice (vivo) getragen wird, widmet sich der psychischen Gesundheit von Menschen, die 

traumatisierender Gewalt ausgesetzt waren. Kern des Konzeptes ist die kontinuierliche Begleitung 

der psychosozialen und therapeutischen Einzelfallhilfe durch Forschung. Die Untersuchungsergeb-

nisse fließen in die Weiterentwicklung der Behandlungskonzepte ein.  

Die Initiative Medibüro Berlin koordiniert ein Netzwerk von bürgerschaftlich engagierten Ärztinnen, 

Ärzten, Therapeutinnen und Therapeuten, die Menschen ohne Papiere und Versicherung medizi-

nisch versorgen. Außerdem engagiert sich die Initiative politisch und kritisiert, dass ihre Patientinnen 

und Patienten vom Gesundheitssystem strukturell ausgeschlossen sind, z. B. aufgrund der entspre-

chenden Regelungen des Asylbewerberleistungsgesetzes. Die Initiative fordert mithin deren Ab-

schaffung und schlägt z. B. eine anonymisierte Gesundheitskarte vor. Unter dem Titel „Es ist uns 

keine Ehre“ kritisiert die Initiative zudem, dass ihre ehrenamtliche Arbeit eigentlich durch das staat-

liche Gesundheitssystem mit Regelstrukturen abgedeckt werden müsste. 

  

                                                
36  Quelle: http://www.why-not.org/angebote/fluechtlingsprojekt (Abruf: 18.05.17). 
37  Quelle: http://www.psychologie.uni-konstanz.de/ru/forschung/clinicalpsychology/einrichtungen/trauma (Abruf: 

18.05.17). 
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Junge Geflüchtete 

Zahlen und Informationen zu jungen Geflüchteten fehlen häufig, um kommunale Gesamtstrategien 

entwickeln zu können. Andererseits fehlen jungen Geflüchteten oft ausreichende Informationen, um 

sich leichter orientieren zu können.  

Hier setzt das Projekt Young Refugees NRW an, das in Trägerschaft der AWO Westliches Westfalen 

und des Institutes für Sozialarbeit und Sozialpädagogik (ISS) durchgeführt wurde: Mit der kostenlo-

sen Mobilgeräte-App „Your Next Steps“38 ist eine Informationsplattform entwickelt worden, die jun-

gen Geflüchteten in acht verschiedenen Sprachen als Wegweiser dienen soll. Eine gleichnamige 

Broschüre informiert Fachkräfte und freiwillig Engagierte. Die Projektberichterstattung zu jungen Ge-

flüchteten und deren Familien dient als Grundlage für mögliche kommunale Handlungsstrategien.39  

Politische Partizipation und Empowerment 

Die Initiative The Voice Refugee Forum40 mit Ursprüngen in Jena steht stellvertretend für Initiativen, 

die von Geflüchteten selbst gegründet und vorangetrieben werden. Sie unterstützen Geflüchtete vor 

allem bei der Durchsetzung ihrer Rechte durch die Vermittlung von Anwälten oder Anwältinnen. Ihre 

politische Arbeit zielt darauf ab, Geflüchteten selbst „eine Stimme“ in der Öffentlichkeit zu verleihen 

und auf Missstände wie etwa institutionelle Diskriminierung hinzuweisen. Die Initiative fordert be-

ständig die Durchsetzung der Menschenrechte ein. Ihre Aktionsformen und Ansprache sind oft zu-

gespitzt, teils provokant, wie die als initiale Aktion durchgeführte Karawane der Flüchtlinge im Jahr 

1998. Außerdem kritisiert sie die teilweise paternalisierenden Strukturen und Haltungen in der 

Flüchtlingshilfe. 

Zielgruppenerreichung, Partizipation und Kooperationspartner  

Um ihre Zielgruppen zu erreichen, setzten die porträtierten Einrichtungen vor allem auf enge Ver-

netzung sowie eine breite Öffentlichkeitsarbeit: Verteiler der Geflüchteten untereinander; Werbung 

durch Geflüchtete selbst; Vernetzung mit Erstanlaufstellen für Geflüchtete; langfristiges „Verweis-

management“; Einladung zu Fachveranstaltungen, Vorträgen oder Präsentationen; gezielte Netz-

werkarbeit gepaart mit gezielter Überzeugungsarbeit; Mundpropaganda; Pressearbeit sowie breite 

Öffentlichkeitsarbeit durch Homepages, Broschüren, Anzeigen und Fachpublikationen. Besonders 

partizipativ sind Initiativen, die von Geflüchteten selbst getragen werden. Bei den anderen Praxis-

beispielen nehmen Geflüchtete z. B. an der Konzeptentwicklung teil. Als feste Mitarbeitende oder 

zeitweilige Akteure sind sie Identifikationsfiguren und helfen, indem sie ihre Erfahrungen konzeptio-

nell einbringen. 

Die Befragten sind in der Regel breit vernetzt und haben gezielte Kooperationen aufgebaut. Beson-

ders deutlich wird dies bei den Projekten FLUCHTort Hamburg 5.0 und Initiative Medibüro Berlin. 

Erfolgversprechend sind Kooperationen zwischen Anbietern professioneller Versorgungsleistungen 

mit Organisationen, die einen direkten Zugang zu Geflüchteten haben.  

  

                                                
38  Quelle: http://www.youngrefugees.nrw (Abruf: 18.05.17). 
39  Quelle: http://www.youngrefugees.nrw/files/YR-Zwischenbericht_broschuere.pdf (Abruf: 18.05.17). 
40  Quelle: http://www.thevoiceforum.org (Abruf: 18.05.17). 
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Verhältnis von Projekten zu Regelstrukturen und Nachhaltigkeit 

Die Verantwortlichen aller Praxisbeispiele wollen die rechtlichen und exekutiven Rahmenbedingun-

gen verbessern. Zum einen durch die Verstetigung ihrer Aktivitäten, zum anderen, in dem der Staat 

die Verantwortung für seine Kernaufgaben übernimmt. Mehrere der Praxisbeispiele haben zum Ziel, 

dass ihre Ideen in Regelstrukturen aufgegriffen werden oder ihre Angebote selbst Teil der Regel-

strukturen werden. 

Dabei zeigt sich, dass die übliche Projektlaufzeit von drei Jahren zu kurz ist, um dauerhaft tragfähige 

und nachhaltige Netzwerke aufzubauen. Erst längere Projektsequenzen wie z. B. bei FLUCHTort 

Hamburg 5.0 ermöglichen den Aufbau von verbindlichen Netzwerken.  

Mehrfach wurde jedoch gleichzeitig auf die Innovationsfunktion von Modellprojekten hingewiesen, 

die dort freier agieren und neue Ansätze erproben können, wo sich in schwerfälligeren Regelsyste-

men Versorgungslücken auftun. Bei der Überführung von projektorientierten Angeboten in Regel-

systeme müssen Letztere jedoch immer die Bedingungen schaffen, damit neue Aufgaben und 

Abläufe dauerhaft und professionell übernommen werden können.  

4.4. Empfehlungen zum Handlungsfeld Flucht 

Unterbringungssituation verbessern: In Köln haben in diesem Bereich Verbesserungen stattge-

funden, auch wenn diese nicht ausreichen. Studien zeigen, dass eine prekäre und beengte Unter-

bringung die Geflüchteten physisch und psychisch stark belastet. Das schränkt die gesellschaftliche 

Teilhabe weiter ein.41 Wichtig bleibt, Geflüchtete zügig in eigenen Wohnungen unterzubringen.  

Gesundheitliche Versorgungssituation überprüfen: Die gesundheitliche Versorgung in Deutsch-

land weist weiterhin Versorgungslücken auf. Die Gesundheitskarte, die auch in Köln eingeführt ist, 

ermöglicht Asylsuchenden den direkten Arztbesuch. Rechtliche Hürden schränken allerdings den 

Handlungsspielraum der Kommunen ein. Eine weitergehende Unterstützung von bürgerschaftlichem 

Engagement im Bereich Gesundheit ist genauso ratsam wie professionelle Strukturen z. B. für trau-

matisierte Folteropfer.  

Besonders Schutzbedürftige gemäß EU-Richtlinie 2013/33 identifizieren und angemessen un-

terstützen und begleiten: Die Richtlinie ist in Deutschland unmittelbar geltendes Recht –Kommu-

nen müssen besonders Schutzbedürftige identifizieren und angemessen versorgen. Das Wissen 

über Zahlen, die Situation und Bedarfe besonders schutzbedürftiger Gruppen ist jedoch gering. In 

Köln wird derzeit an der Verbesserung der Situation besonders Schutzbedürftiger gearbeitet – dies 

reicht aber noch nicht aus. 

Situation von langjährig Geduldeten verbessern: In Köln leben nach wie vor Geflüchtete, die 

zum Teil mehr als zehn Jahre geduldet sind. Die Lebenssituation dieser Gruppe von Geflüchteten, 

insbesondere auch ihrer Kinder, ist oft sehr prekär (z. B. durch jahrelange psychische Belastung mit 

der fortwährenden Angst vor Abschiebung und der dauerhaft eingeschränkte Zugang zu Integrati-

onsangeboten). Hier sollten die Ausländerbehörden ihre Handlungsspielräume ausschöpfen, um 

solche belastenden Lebenssituationen zu beenden. 

                                                
41  Dazu zählen z. B. Schlafmangel bei Kindern und dadurch bedingte Einschränkungen der Konzentrationsfähigkeit in 

der Schule und die häufig beengte Wohnsituation. Der Integrationsrat der Stadt Köln etwa zählt zu den Akteuren in 
Köln, die sich dafür stark gemacht haben, dass neu zu bauende Unterbringungseinrichtungen immer für alleinrei-
sende Personen und Familien je abgetrennte Wohneinheiten inklusive Sanitäranlagen vorsehen.  
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Zugang zu Kitas und Schulen verbessern, Sprachförderung in Kitas und Schulen und 

Schulsozialarbeit ausbauen: In NRW werden Kinder erst dann schulpflichtig, wenn sie einer Kom-

mune zugewiesen sind. Allein dadurch können monatelange Wartezeiten entstehen. Diese verlän-

gern sich noch z. B. wegen einer schulmedizinischen Untersuchung oder nicht ausreichenden 

Angeboten an den Schulen. In Köln gibt es diesbezüglich weiterhin Handlungsbedarf, darauf weist 

z. B. die Initiative „Schulplätze für alle“ hin.42  

Zugang zu Sprachkursen und anderen Qualifikationsangeboten sichern, bedarfsorientierte 

Angebote konzipieren mit Blick auf die Heterogenität dieser Gruppe der Geflüchteten: Die 

Sicherung der Teilhabe und der Zugang zu Angeboten sollte für Geflüchtete so früh wie möglich 

erfolgen. Daher sind ergänzende Sprachkurse für langjährige und auch kurzzeitig Geduldete (mit 

weniger hoher Bleibeperspektive) empfehlenswert. Dabei muss die Heterogenität dieser Gruppe be-

rücksichtigt werden.43 In Köln gibt es bereits ergänzende Angebote, auch von bürgerschaftlich En-

gagierten. Diese ersetzen jedoch kein systematisches Sprachlernprogramm, welches z. B. auf B1-, 

B2- oder C1-Niveau angesiedelt ist und ausreicht, um qualifizierte Berufe in Deutschland ausüben 

zu können. 

Teilhabe am Arbeitsmarkt stärken, Zielgruppen erweitern: Die Integration Points erfüllen wich-

tige Funktionen, damit Geflüchtete besser am Arbeitsmarkt teilhaben können. Parallel arbeitet in 

Köln das Netzwerk „Chance+ Netzwerk Flüchtlinge und Arbeit“, dort zählen mehr Geflüchtete mit 

unsicherer Bleibeperspektive zu den Zielgruppen. Hier stellt sich also die Frage, wie sich die Arbeit 

mit den Zielgruppen mit unsicherer Bleibeperspektive auch nach Ablauf solcher Förderprogramme 

nachhaltig und langfristig in Regelstrukturen verankern lässt. 

Weitere Förderung der Kooperation von Hauptamtlichen und freiwillig Engagierten: positive 

Synergieeffekte ausbauen, Herausforderungen und Reibungspunkte in der Zusammenarbeit 

herausarbeiten: Bürgerschaftliches Engagement ergänzt hauptamtliche Strukturen und unterstützt 

viele Geflüchtete. Eine bessere Kooperation könnte positive Synergieeffekte bewirken, wenn Selbst-

verständnis, Rolle und Aufgabe aller Beteiligten klarer definiert werden. 

Politische Partizipationsmöglichkeiten von Geflüchteten selbst fördern, mit Flüchtlings-

selbstorganisationen kooperieren: Einige Flüchtlingsorganisationen und -initiativen, die von Ge-

flüchteten selbst gegründet wurden (z. B. „Jugendliche ohne Grenzen“, „The Voice Refugee Forum“ 

oder „Women in Exile“) kritisieren, dass das vielfältige bürgerschaftliche Engagement zu selten mit 

ihnen kooperiert. Gleichzeitig helfen sie anderen Geflüchteten, ihr Know-how bezüglich der Lebens-

situationen, Positionierungen, Kritiken und politischen Forderungen zu verbessern. 

Wachsamkeit und Handlungsstrategien gegenüber Rassismus, Diskriminierung und Gewalt 

gegen Geflüchtete, aber auch gegenüber sexualisierter und anderer Formen von Gewalt z. B. 

in Gemeinschaftsunterkünften: Wachsamkeit und Handlungsstrategien gegenüber Rassismus, 

jeglicher Form von Diskriminierung und Gewalt sind ein wichtiges Element in der kommunalen Mig-

rations- und Integrationsarbeit. Die davon betroffenen Gruppen gilt es zu schützen.44 

                                                
42  Quelle: http://www.oegg.de/index.php?koelner-initiative-schulplaetze-fuer-alle (Abruf: 02.09.16). 
43  Hierzu zählen bspw. Kinderbetreuungsangebote für geflüchtete Frauen während der Kurszeiten. 
44  Auch hierzu müssten mit besonderem Blick auf besonders Schutzbedürftige die Rahmenbedingungen in den Unter-

künften weiter verbessert werden, in dem bspw. weitere Schutzräume z. B. für Mädchen und Frauen eingerichtet und 
insgesamt die Rahmenbedingungen der Unterbringung verbessert werden mit dem Ziel, so zeitnah wie möglich den 
Umzug in Wohnungen zu ermöglichen. 
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5. Handlungsfeld Mehrsprachigkeit in Kitas  

5.1. Hilfreiche Kurzinformationen  

Gerade in den ersten Lebensjahren ist die allen Menschen angeborene Fähigkeit, mehrere Spra-

chen zu erwerben, noch besonders ausgeprägt. Plurilingualität kann durch mehrsprachigen Input 

besonders gut aktiviert werden (Bainski/Trujillo o. J., S.76) – was besonders gute Voraussetzungen 

für den Bildungsweg legt. Darüber hinaus gilt es, Mehrsprachigkeit als gesellschaftliche Normalität 

und Ressource stärker anzuerkennen und wertschätzend aufzugreifen (Gogolin 2004, Farrokh-

zad/Hand 2016) – denn dies steigert das Selbstbewusstsein der Kinder und die Motivation zum 

Sprachenlernen (Leisau 2015). Gerade Kitas kommt daher eine herausragende Rolle zu, ein mehr-

sprachiges Fundament zu legen, auf dem Kinder der Migrationsgesellschaft aufbauen.45 Einerseits 

ist das sichere Erlernen einer Erstsprache – auch wenn es nicht die deutsche Sprache ist – eine 

wichtige Voraussetzung dafür, die Zweitsprache auf bildungssprachlichem Niveau zu beherrschen. 

Andererseits wirkt entgegen früherer Annahmen die Anerkennung von Erstsprachen auf die Identi-

tätsentwicklung nicht hemmend, sondern förderlich – ein differenziertes Identitätsverständnis vo-

rausgesetzt.46 

Die Entwicklung von Konzepten und Materialien47 zum Umgang mit Mehrsprachigkeit in Kitas (und 

Schulen) wird seit Jahren durch Förderprogramme unterstützt, z. B. durch das Bund-Länder-Pro-

gramm „FÖRMIG“, Programmschwerpunkt „Sprachkitas: Sprache und Integration“, im BMFSFJ-Pro-

gramm „Frühe Chancen“ und im aktuellen Folgeprogramm „Sprachkitas: Weil Sprache der Schlüssel 

zur Welt ist“. Hierbei spielt u. a. der Ansatz der alltagsintegrierten Sprachbildung eine zentrale Rolle. 

Wie im Vorgängerprogramm „Sprachkitas: Sprache und Integration“ auch wird der Umgang mit 

Mehrsprachigkeit in den Einrichtungen individuell etwas unterschiedlich akzentuiert.  

Auf Landesebene in NRW werden Sprachbildungsmöglichkeiten in Kitas bezuschusst, insbesondere 

die Kitas mit zusätzlichem Sprachförderbedarf (Landeszuschüsse plusKITA).48 Parallel dazu wurde 

vom Land NRW die „Initiative lebendige Mehrsprachigkeit“49 ins Leben gerufen, um der Wertschät-

zung von Mehrsprachigkeit als Ressource Ausdruck zu verleihen.50 Im KiBiz ist zum Thema Mehr-

sprachigkeit beispielsweise in §13c, Abs. 1 festgehalten: „(...). Die Mehrsprachigkeit von Kindern ist 

                                                
45  Die Grundlagen und das Konzept von Mehrsprachigkeit werden in der Gesamtstudie in Kap. 5.2. ausführlich darge-

stellt. 
46  Zu den Bedingungen, die den Mehrspracherwerb beeinflussen: vgl. Leisau (2015).  
47  Mittlerweile gibt es eine Reihe hilfreicher Materialien für die praktische Arbeit im Umgang mit Mehrsprachigkeit in 

Kitas, wie etwa „Die Sprache der Jüngsten entdecken und begleiten“ (Jampert/Thanner/Schattel 2011), „Kinder-Spra-
che stärken! Sprachliche Förderung in der Kita: das Praxismaterial“ (Jampert/Zehnbauer/Best 2011–2014), den Leitfa-
den „Sternstunden durch den Tag. Alltagsintegrierte und systematische Sprachbildung. Aus der Praxis – Für die 
Praxis.“ (FABIDO 2014) und die Broschüre „Sprachbildung. Mehrsprachigkeit in Kindertagesstätte und Schule“ (Stadt 
Frankfurt, Amt für Multikulturelle Angelegenheiten 2016). 

48  Quelle: https://www.kita.nrw.de/fachkraefte-fachberatung/rechtliche-vorgaben-und-vereinbarungen (Ab-
ruf: 01.08.2016). 

49  Partner der Landesregierung bei der Umsetzung der Initiative sind der Landesintegrationsrat und die Landesweite 
Koordinierungsstelle der Kommunalen Integrationszentren (LAKI). 

50  Quelle: https://www.land.nrw/de/pressemitteilung/staatssekretaer-klute-mehrsprachigkeit-eine-ungenutzte-ressource-
unserer (Abruf: 01.08.16). 
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anzuerkennen und zu fördern (…).“51 Auf der kommunalen Ebene werden Kitas im Bereich Sprach-

bildung unter Berücksichtigung von Mehrsprachigkeit von den Kommunalen Integrationszentren be-

raten und bei der Implementierung von bilingualen Programmen wie „Rucksack Kita“ unterstützt.  

5.2. Situation in Köln  

Das Kölner Integrationskonzept ordnet die Mehrsprachigkeit in Kitas dem Handlungsfeld „Sprache, 

Bildung, Arbeitsmarkt und Migration“ zu. In einem Positionspapier des Kölner Integrationsrates (In-

tegrationsrat der Stadt Köln 2017)52 zur Förderung der natürlichen Mehrsprachigkeit werden viele 

Argumente zur Wertschätzung von Mehrsprachigkeit genannt. Die Wertschätzung der Herkunfts-

sprachen gilt als zentral für die Identitätsentwürfe der Mehrsprachigen. Außerdem steigere die Stär-

kung der Herkunftssprachen die Chancen auf bessere Schulabschlüsse. Dies wurde in Köln u. a. 

durch die Evaluation der Schulerfolge an einer deutsch-italienischen und deutsch-türkischen Grund-

schule belegt. Es gab einen deutlichen Anstieg der Gymnasialempfehlungen. 

Zentrale Akteure und Verantwortliche im Bereich Mehrsprachigkeit in Kitas auf übergeordneter 

Ebene in Köln sind die freien und konfessionellen Träger, das KI und das Zentrum für Mehrsprachig-

keit und Integration (ZMI), das gemeinsam von der Bezirksregierung Köln, der Universität zu Köln 

und dem KI getragen wird. Auch das Jugendamt hat in diesem Kontext eine wichtige Rolle, auch 

bzgl. Förderung und Bezuschussung solcher Prozesse. Außerdem sind eine ganze Reihe von Kitas 

an dem Bundesprogramm „Sprachkitas: Weil Sprache der Schlüssel zur Welt ist“ beteiligt. Laut der 

Beantwortung einer Anfrage des Integrationsrates vom 27.04.2015 gab es 2015 39 bilinguale Kitas 

in Köln, darunter vier in städtischer Trägerschaft. Entsprechend gibt es in Köln bereits eine nicht 

unbeträchtliche Menge von mehrsprachigen Erzieherinnen und Erziehern. Allerdings sind strukturell 

z. B. Türkisch und Russisch als häufig vorkommende Migrantensprachen unterrepräsentiert.53  

Im Jahr 2017 ist die Implementierung der Förderung von zusätzlichen 22 bilingualen Kita-Gruppen 

(Gesamtvolumen: 264.000 Euro, aufgeteilt auf die 22 Gruppen) vorgesehen, organisiert durch das 

Jugendamt der Stadt Köln (Mitteilung des Jugendamts von 2017). Dies zeigt, dass sich Köln in die-

sem Bereich weiterentwickelt. 21 Kitas und 12 Grundschulen (Stand 2016) verwenden das bilinguale 

Rucksack-Programm; dessen Wirkungen wurden in Köln evaluiert, dem Programm wurden insge-

samt positive Wirkungen nachgewiesen (Roth/Terhart 2015). 

5.3. Zentrale Erkenntnisse aus den Praxisbeispielen 

Die fünf Praxisbeispiele der porträtierten Kitas (Kita Kiebitzmühlenstraße Duisburg-Hamborn, Kita 

St. Marien Essen, Kita Danziger Str. Wermelskirchen, die Kitas Ritterburg und Europa-Kita in Berlin-

Kreuzberg) stehen exemplarisch für einen konstruktiven Umgang mit Mehrsprachigkeit.   

Ausgangslagen, Ziele und Zielgruppen 

Die Kitas haben einen Anteil von Kindern mit Migrationshintergrund zwischen 50% und 90%, die 

Herkunftssprachen dieser Kinder sind oft vielfältig. Eine Kita ist eine türkisch-deutsche bilinguale 

                                                
51  Quelle: Quelle: https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_text_anzeigen?v_id=10000000000000000386#det365083 (Ab-

ruf: 01.08.16). 
52  Quelle: http://ki-koeln.de/assets/Uploads/pdf/Querschnitt/Identitaet-staerken-natuerliche-Mehrsprachigkeit-foerdern-

Positionspapier-IR-20.03.2017.pdf (Abruf: 15.07.17) 
53  Quelle: Anfrage Kölner Integrationsrat vom 23.4.15.  
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Einrichtung. Drei Hauptziele, die in allen Einrichtungen verfolgt werden, sind: Förderung der deut-

schen Sprache sowie Wertschätzung und Einbindung der Erstsprachen und eine wertschätzende 

Haltung gegenüber der migrationsbedingten und sprachlichen Vielfalt von Kindern und Eltern. Einige 

Kitas haben zudem einen überdurchschnittlich hohen Anteil von Kindern aus sozial benachteiligten 

Familien, was ebenfalls systematisch konzeptionell berücksichtigt wird.  

Handlungskonzepte 

In den Handlungskonzepten wird durchweg mit dem Ansatz der alltagsintegrierten Sprachförderung 

gearbeitet. Teilweise werden Zusatzprogramme wie Rucksack Kita, Hocus und Locus oder das 

Würzburger Trainingsprogramm Hören Lauschen Lernen einbezogen. Unterschiede bestehen in der 

Gewichtung der Zielstellungen, ob also die Erstsprache stärker gefördert wird oder der Schwerpunkt 

auf dem Deutschen liegt.  

Im erstgenannten Schwerpunkt wird z. B. die Erstsprache der Kinder unterstützt, damit diese sich 

festigt und funktional gut ausgebaut ist. Den gängigen sprachwissenschaftlichen Erkenntnissen fol-

gend wird die Basis gelegt, dass die Kinder darauf aufbauend auch besser Deutsch lernen. Eine der 

befragten Kitas verfolgt bilinguales Konzept von Anfang an. Interessant ist, dass mit diesen unter-

schiedlichen Akzentuierungen es alle porträtierten Kitas gemeinsam mit Eltern schaffen, den Groß-

teil der Kinder bis zum Schuleintritt zu einem adäquaten Kompetenzniveau in der deutschen Sprache 

zu bringen und darüber hinaus die Erstsprache zu würdigen und zu fördern.  

Zu allen Handlungskonzepten gehört, die wertschätzende Haltung gegenüber der lebensweltlichen 

Mehrsprachigkeit sichtbar und spürbar werden zu lassen. Gerade in der ersten Zeit der Kinder in 

der Tageseinrichtung werden deren Erstsprachen zugelassen, anerkannt und sofern es durch das 

Personal möglich ist, gezielt gefördert. Eine alltagsintegrierte Sprachbildung in Deutsch und Erst-

sprachen ist nicht nur in der bilingualen Kita Normalität. Die Empfehlung an die Eltern lautet, mit den 

Kindern zuhause die Sprache zu sprechen, die sie selbst gut beherrschen und nicht „auf Biegen und 

Brechen“ Deutsch zu sprechen, wenn dies nur rudimentär gesprochen wird. Die Angebote erfolgrei-

cher Sprachförderung sind in Konzepte wie Interkulturelle Öffnung, Interkulturelle Erziehung oder 

den Early Excellence-Ansatz eingebunden.  

Methoden, Beobachtung, Dokumentation 

Wichtigste Methode ist die alltagsintegrierte Sprachförderung, bei der die Herkunftssprachen der 

Kinder systematisch einbezogen werden.54 Dies setzt eine hohe Kompetenz und Sensibilisierung 

der Erzieherinnen und Erzieher, sowie der Eltern voraus. Um auch mit den Erstsprachen gut arbeiten 

zu können, wird sowohl die Mehrsprachigkeit der Erzieherinnen und Erzieher genutzt, insbesondere 

in ausdrücklich bilingualen Kitas. Zusätzlich werden die Sprachkompetenzen der Eltern zur Geltung 

gebracht. 

Bei der Beobachtung und Dokumentation des Sprachstandes verwenden die befragten Kitas wis-

senschaftlich anerkannte Sprachbeobachtungsbögen wie „Sismik“, „Seldak“, „BaSik“ und das Biele-

felder Screening. Ergänzend werden Videographiearbeit, Audiomitschnitte, die Auswertung erster 

Schreibversuche, Collagen und Sprachlerntagebücher eingesetzt.  

                                                
54  Beispiele hierfür sind: Zählen, Lieder, Essen benennen in verschiedenen Sprachen, mehrsprachige Kinderbücher in 

zum Teil in den Kitas vorhandenen mehrsprachigen Bibliotheken, Hörspiele, Koffer mit Bildsymbolen und Alltagsge-
genständen für nichtdeutschsprachige Kinder, mehrsprachige Memories, mehrsprachiges Vorlesen. 
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Einige Kitas informieren die aufnehmenden Grundschulen vor der Einschulung systematisch über 

den Sprachstand der Kinder.  

Elternarbeit, Partizipation 

Zentrale Partner der Sprachbildung in den Herkunftssprachen sind in allen Kitas die Eltern, denn 

selbstverständlich können in den multilingualen Kitas die vielen Herkunftssprachen nicht allein durch 

das Personal abgebildet werden. Eltern lesen beispielsweise mehrsprachig vor, singen herkunfts-

sprachliche Lieder mit den Kindern oder übersetzen einmal in der Woche wichtige Begriffe schriftlich. 

Über die Sprache hinaus werden die Eltern auch als Expertinnen und Experten für ihre kulturelle 

Lebenswelt einbezogen. Um mit Eltern in Kontakt zu kommen und zu bleiben, die nicht oder wenig 

Deutsch sprechen oder auch ihre Herkunftssprache nicht lesen oder schreiben können, werden be-

sonders wichtige Informationen wie Termine, Aktionen mit Kindern, Elternabende, oft mehrsprachig 

kommuniziert. Zusätzlich kann Bildsprache eingesetzt werden. 

Die Kitas schaffen systematisch Räume für die Interaktion zwischen Erzieherinnen und Erziehern, 

Eltern und Kindern. Es gibt z. B. die Möglichkeit, im Elterncafé Ordner mit Materialien zum Thema 

Sprachbildung gemeinsam durchzuschauen. Bei den Elterngesprächen ist der Sprachstand der Kin-

der ein regelmäßiges Thema. Hier wird auch beraten, wie Eltern ihre Kinder zu Hause in der Sprach-

bildung unterstützen können. Teilweise werden die Familien in der Anfangsphase sogar zu Hause 

besucht. Elterncafés und Eltern-Kind-Kurse bieten vielfältige Interaktionsmöglichkeiten.  

Ressourcen, Personalentwicklung 

Einige Kitas erhalten Strukturförderungen z. B. durch Bundesprogramme wie „Sprachkitas“ oder 

durch Landesprogramme wie plusKITA NRW. Zur Förderung gehören etwa Personalstellen, 

Coaching, Fortbildungsmöglichkeiten, Fachaustausch und zusätzliche Sprachlernmaterialien. Sol-

che Förderprogramme unterstützen den Praxisbeispielen zufolge nachweislich die Sprachbildung – 

einerseits durch Ressourcen und Materialien, andererseits durch Qualitätsentwicklung, Sensibilisie-

rung und Fortbildung des Personals. In allen Kitas wird hervorgehoben, dass das Personal eine 

professionelle Haltung und Kompetenzen bei der Sprachbildung entwickeln muss. Entsprechend 

finden regelmäßig Fortbildungen, kollegialer Austausch und kollegiale Beratung statt. Diese werden 

zum Teil durch externe Referentinnen und Referenten, z. B. aus dem Bundesprogramm Sprachkitas 

unterstützt. Die Fortbildungen gelten als hilfreich, weil sie immer wieder zur Reflexion der eigenen 

Haltung und zur Erweiterung des eigenen Handlungsrepertoires im komplexen Themenfeld (z. B. 

Strategien alltagsintegrierter Sprachbildung bei U3-Kindern, Sprachstandsbeobachtung) beitragen.  

Sozialräumliche Ausrichtung, Kooperation, Öffentlichkeitsarbeit 

Auffällig ist die hohe sozialräumliche Ausrichtung bei allen Kitas. Die Mehrheit der befragten Kitas 

ist gleichzeitig Familienzentrum oder eng mit einem solchen verbunden. Das erzeugt Synergieef-

fekte, die ganzheitliche Ansätze beim Aufbau von Beziehungen zu Eltern und Kindern ermöglichen. 

Sie geben alltagsorientierte Hilfen und Bildungsangebote für Eltern und Kinder, führen sozialräumli-

che Projekte wie gemeinsames Gärtnern durch oder nutzen einfach die Infrastruktur für nieder-

schwellige Informationsweitergabe. 
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Institutionelle Kooperationsstrukturen vernetzen die einzelnen Akteure miteinander, zum Beispiel mit 

den Kommunalen Integrationszentren, anderen Kitas, Schulen, Volkshochschulen, Familienbil-

dungsstätten, psychologischen Beratungsstellen, Theatern, Musikschulen, Erziehungs- und ande-

ren Beratungsstellen oder Gesundheitseinrichtungen. 

Die Öffentlichkeitsarbeit stellt den persönlichen Kontakt zu den Eltern in den Vordergrund, nutzt aber 

auch Kooperations- und Netzwerkstrukturen, um über die Angebote der Kita zu informieren oder an 

Informationen zu gelangen. Die Vernetzung im Sozialraum, besonders mit der Struktur der Famili-

enzentren, ermöglicht hier hohe Synergieeffekte.55 

Nachhaltigkeit, Bilanz 

Die Plätze in den porträtierten Kitas sind oft so begehrt, dass häufig nicht alle Kinder aufgenom-

men werden können. Zum Erfolg dieser Kitas tragen folgende Faktoren bei:  

• langjährige Erfahrung, stabile und weitreichende Vernetzungsstrukturen, insbesondere die Ver-

knüpfungsstruktur Kita-Familienzentrum,  

• intensive Elternarbeit,  

• hohe Wertschätzung gegenüber Vielfalt,  

• weitreichendes Know-how im Bereich Sprachbildung unter Berücksichtigung lebensweltlicher 

Mehrsprachigkeit,  

• ausgefeilte Sprachbeobachtungstechniken,  

• regelmäßige Fortbildungen und  

• kollegiale Beratung. 

Eine aufgeschlossene Haltung der Kita-Leitungen und des Personals gegenüber lebensweltlicher 

Vielfalt und Mehrsprachigkeit von Kindern und Eltern ist zentral. Die Resonanz z. B. der Eltern auf 

bedarfsorientierte Informationsarbeit, die Anerkennung von Mehrsprachigkeit und damit verbun-

dene Wertschätzung ist überaus positiv und wirkt mittelbar auch auf die positive Haltung und Lern-

motivation der Kinder zurück. 

Zu einer nachhaltigen, „selbstläufigen“ Wirkung tragen vor allem die gute Vernetzung sowie die Be-

gleitung etwa durch die Kommunalen Integrationszentren bei. Entscheidend ist, dass Konzept und 

Kompetenzen von Multiplikatorinnen und Multiplikatoren nach Auslaufen der Förderprogramme wei-

tergegeben werden. 

  

                                                
55  Bei diesen Kontakten werden alle verfügbaren Sprach- und Kommunikationsmittel ausgenutzt, um über die Angebote 

der Kita zu informieren, die Interessen der Kita in den Netzwerken zur Geltung zu bringen und an hilfreiche Informatio-
nen zu gelangen. Darüber hinaus werden mehrsprachige schriftliche Informationen wie Flyer, Homepages und Aus-
hänge verwendet, die lokale Presse einbezogen oder E-Mails versandt, um z. B. in der Anmeldephase die Eltern 
besonders intensiv über das Bildungskonzept der Kita zu informieren. 
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5.4. Empfehlungen zum Handlungsfeld Mehrsprachigkeit in Kitas 

Leitbilder der Kitas reflektieren: Die Überprüfung eigener Leitbilder im Hinblick auf Mehrsprachig-

keit als Ressource ist sinnvoll, weil Leitbilder einen erheblichen Einfluss auf die Haltung der Kita-

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zum Thema Diversität und Mehrsprachigkeit haben.  

Konzepte und Methoden zur Einbindung der Erstsprachen auf- bzw. ausbauen: Konzepte, Ex-

pertise und Materialien zur Einbindung der Erstsprachen der Kinder und ihrer Eltern sind mittlerweile 

zahlreich und in hoher Qualität vorhanden.56 Die Lektüre der Praxisbeispiele in der Gesamtstudie 

ermöglicht eine breite Übersicht über erfolgreich angewendete Methoden. 

Mehrsprachigkeit wertschätzen, Sprache und Identität zusammendenken: Sprache hat für die 

Identitätsentwicklung eine hohe Bedeutung. Kitas, die einem konstruktiven Umgang mit Mehrspra-

chigkeit Raum geben, tun damit etwas für die Identitätsentwicklung der Kinder insgesamt – und 

erfüllen gleichzeitig ihren gesetzlichen Auftrag nach dem KiBiz. 

„Rückenwind“ durch Förderprogramme nutzen: Zusätzliche Ressourcen und fachliches Know- 

how durch Förderprogramme, externe Beratung, Medien, Materialien, Fortbildungen und Austausch-

formate können Kitas bei der Entwicklung von Konzepten zur Sprachbildung, -beobachtung und -

dokumentation unterstützen und sinnvolle Prozesse der Organisationsentwicklung ermöglichen.  

„Rucksack Kita“ und alltagsintegrierte Sprachbildung vorantreiben: Eine weitere Förderung 

und ggf. auch die Ausweitung dieses Konzepts in Köln auf weitere Kitas (und Grundschulen) ist 

empfehlenswert. Parallel dazu sollte alltagsintegrierte Sprachbildung unter systematischer Berück-

sichtigung von Mehrsprachigkeit so früh wie möglich beginnen.   

„Natürliche“ bzw. lebensweltliche Mehrsprachigkeit stärken, sinnvolle Kombinationsmög-

lichkeiten mit gezielter Sprachförderung in der deutschen Sprache aufzeigen: Die befragten 

Kitas ermutigen die Eltern von Kindern mit nichtdeutscher Erstsprache, zu Hause (auch) in ihren 

Erstsprachen zu sprechen. Kinder beherrschen eine Erstsprache auf differenziertem Niveau vor al-

lem dann gut, wenn ihre Eltern sich in dieser Sprache gut verständigen können. Dann fällt es leichter, 

auch eine Zweitsprache auf differenziertem Niveau zu lernen.  

Elternarbeit stärken, Eltern als Expertinnen und Experten einbeziehen: Intensive Elternarbeit 

und das Einbeziehen der Eltern als Expertinnen und Experten ermöglicht Wertschätzung gegenüber 

den Familiensprachen, den Kindern und den Eltern. Gleichzeitig erhalten Erzieherinnen und Erzie-

her Einblicke in andere Sprachen. Zudem sollte berücksichtigt werden, dass Eltern die Informationen 

so erhalten, dass sie sie auch verstehen können.  

Bestand mehrsprachigen Personals überprüfen und ggf. ausbauen: Mehrsprachiges Personal 

ist eine hilfreiche und oft notwendige Verständigungsbrücke z. B. mit den Kindern, bei Elternveran-

staltungen, Elterngesprächen und bei der Sprachbeobachtung. Bedacht werden muss, dass solche 

zusätzlichen Aufgaben zusätzliche Arbeitsstunden bedeuten, die für eine Personalstelle berücksich-

tigt werden müssen.   

Aus- und Fortbildung/kollegialen Austausch fördern: Weitere Erfolgsfaktoren der Praxisbei-

spiele sind Aus- und Fortbildung des Personals, Beratungsstrukturen und der Austausch zum Thema 

Sprache und Mehrsprachigkeit – oft mit externer Unterstützung. Daher ist es empfehlenswert, dass 

                                                
56  Eine Auswahl davon ist in der Gesamtstudie in Kap. 5.1. nachzulesen. 
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Kitas mit ihren Trägern ggf. über mehr Raum und Ressourcen für Fortbildungen und kollegialen 

Austausch verhandeln. 

Beobachtung und Dokumentation von Sprachlernprozessen reflektieren: Die Sprachentwick-

lung der Kinder wurde in den Kitas so dokumentiert, dass auch der Stand in den Erstsprachen an-

gemessen berücksichtigt wurde. Hierzu wurden manches Mal auch verschiedene Verfahren und 

Beobachtungsbögen bedarfsorientiert kombiniert.  

Bedarfe von geflüchteten Kindern (und ihren Eltern) reflektieren: Bedarfe geflüchteter Kinder 

und ihrer Eltern fanden Berücksichtigung. So wurde z. B. durch die Kita in Essen ein Deutsch-

Sprachkurs für Kinder und Mütter in umliegenden Gemeinschaftsunterkünften ermöglicht. Ansons-

ten gelten hier ähnliche Ansätze im Umgang mit Mehrsprachigkeit und migrationsbedingter Vielfalt, 

aber unter Berücksichtigung der Lebenssituation und möglicher sozialer Benachteiligungssituatio-

nen.  

Möglichkeiten des Ausbaus der Ressourcen überprüfen: Viele Kitas arbeiten am Rande ihrer 

Kapazitäten, auch einige der porträtierten Kitas. Dieses Problem ist noch nicht gelöst, gleichzeitig 

nehmen Aufgaben und Bildungsansprüche an Kitas zu. Durch die wachsende Anzahl Geflüchteter 

kommt jedoch Bewegung in das Thema Ressourcen. So stockt z. B. NRW die KiBiz-Kinderpau-

schale auf.  

Partizipation sichern: In den Kitas sind verschiedene gute Formate der Mitbestimmung geschaffen 

worden, die empfehlenswert sind: Kinderräte, Kinderkonferenzen, Kindersprechstunden, Aus-

tausch-, aber auch Beschwerdemöglichkeiten, Mitbestimmung bei Projektaktivitäten oder weitrei-

chende Elternbeteiligung auch über die üblichen Elterngremien hinaus. Dies erzeugt nicht nur 

positive Resonanz und regt zum Mitmachen an, sondern erschließt vermutlich auch weitere Infor-

mationsquellen über Bedarfe und Lebensumstände sowie sprachliche Orientierungen bei den Kin-

dern.  

Vernetzung und Sozialraumorientierung ausbauen: Es ist empfehlenswert, das Konzept Famili-

enzentrum mit integrierter Kita (oder integrierten Kitas) in Köln auszubauen. Die Angliederung von 

Kitas an ein Familienzentrum erzeugt positive Synergieeffekte und schafft Vertrauen. Gleichzeitig 

schafft dies zusätzliche Begegnungen und Gespräche und gestattet Eltern, mit ihren Kindern Bil-

dungsangebote anzunehmen oder nach der Kita Angebote des Familienzentrums zu nutzen. Das 

Konzept ist außerdem ressourcenschonend. 

Zusammenarbeit mit Grundschulen intensivieren: Trotz der unterschiedlichen Lernbedingungen 

in Kitas und Grundschulen ist ein enger Austausch über das Thema Sprachbildung hilfreich. Die 

Kitas verständigten sich mit den Schulen über den Sprachentwicklungsstand von Kindern, es fanden 

gegenseitige Besuche und gemeinsame Projekte statt. Zum Teil arbeiteten Erzieherinnen und Er-

zieher, Kita-Leitung und das Grundschulpersonal eng miteinander. Eine Herausforderung bleibt je-

doch die konzeptionelle Verständigung über Sprachbildung, da die Grundschulen unter anderen 

Rahmenbedingungen arbeiten als die Kitas.57  

                                                
57  Eine Ausnahme hierzu in den porträtierten Praxisbeispielen bildet die deutsch-türkische bilinguale Europa-Kita der 

AWO in Berlin, die auch konzeptionell sehr eng mit mittlerweile zwei deutsch-türkischen Grundschulen zusammenar-
beitet (und diese wiederum mit einer weiterführenden Schule), sodass eine deutsch-türkische bilinguale Lernumge-
bung von der Kita durchgängig bis zum Abitur möglich ist. 
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Nachhaltigkeit sichern: Empfehlenswerte Strategien beinhalten regelmäßige Fortbildungen, Aus-

tausch und Beratung. Geförderte Sprach-Fachkräfte geben ihr Know-how an die Fachkräfte in den 

Kitas weiter. Zudem sind festangestellte mehrsprachige Erzieherinnen und Erzieher ein wichtiges 

Element in den Kitas, ebenso wie die Vernetzung vor Ort, langjährig erfahrene Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter und Leitungen. 

Bilinguale Kitas gemäß der lebensweltlichen Mehrsprachigkeit vor Ort ausbauen: Erfolgreiche 

bilinguale Einrichtungen setzen von Anfang an auf reichhaltige Elterninformationen über bilinguale 

Bildung und eine möglichst konsequente Einhaltung der 50:50-Regelung bei Kindern, Erzieherinnen 

und Erziehern. Die befragte deutsch-türkische bilinguale Kita arbeitet so, ist seit über 40 Jahren tätig, 

hat lange Wartelisten und aufgrund ihrer erfolgreichen Arbeit Anfragen nach ihrem Konzept aus dem 

In- und Ausland. Für Köln ist der Auf- bzw. Ausbau z. B. deutsch-türkischer und deutsch-arabischer 

Kitas/Kitagruppen möglicherweise eine sinnvolle Strategie.58 

  

                                                
58  Ein Schritt in diese Richtung kann über die erwähnten seit 2017 vorhandenen zusätzlichen Fördermittel für 22 bilingu-

ale Kita-Gruppen gefördert werden – nach einer gewissen Zeit wäre dann zu überprüfen, ob ein weiterer Ausbau der 
Strukturen notwendig ist. 
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6. Handlungsfeld Antidiskriminierungsarbeit  

6.1. Hilfreiche Kurzinformationen  

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) soll Benachteiligungen aufgrund von bestimmten 

Gruppenzugehörigkeiten verhindern oder beseitigen59 und Diskriminierungen wegen des Alters, ei-

ner Behinderung, der ethnischen Herkunft, des Geschlechtes, der Religion oder Weltanschauung 

oder der sexuellen Identität entgegenwirken.60 Wie wichtig dieses Vorhaben in Deutschland ist, zeigt 

die Studie der Antidiskriminierungsstelle des Bundes: Demnach hat nahezu jede dritte unter 18.000 

befragten Personen in den letzten zwei Jahren Diskriminierung erfahren (darunter auch Mehrfach-

diskriminierungen) – aufgrund des Alters (14,8%), des Geschlechts (9.2%) oder der Religion/Welt-

anschauung (8,8%). Aber auch Migrationshintergrund/ethnische Zugehörigkeit (8,4%), 

Behinderung/Beeinträchtigung (7,9%) oder sexuelle Orientierung (2,4%) haben zu Diskriminierung 

geführt.  

Die Strukturen der Antidiskriminierungsarbeit in Deutschland sind oft lückenhaft. Neben der Antidis-

kriminierungsstelle des Bundes und dem unabhängigen Antidiskriminierungsverband Deutschland 

(advd e. V.) ist auf der Ebene der Bundesländer und Kommunen die Antidiskriminierungsarbeit struk-

turell sehr unterschiedlich aufgestellt. So existieren in Berlin eine öffentlich regelfinanzierte Landes-

stelle und Antidiskriminierungsberatungsstellen in freier Trägerschaft. In NRW werden fünf 

Antidiskriminierungsberatungsstellen vom Land als Integrationsagenturen (Servicestelle Antidiskri-

minierungsarbeit) öffentlich regelfinanziert, daneben gibt es weitere, nicht regelfinanzierte Bera-

tungsstellen. In vielen Bundesländern und Kommunen aber sind die Strukturen der 

Antidiskriminierungsberatung noch im Aufbau. Es gibt Förderprogramme der Antidiskriminierungs-

stelle des Bundes, die sie dabei unterstützen. Aber auch in strukturell etwas besser aufgestellten 

Bundesländern wie NRW weisen die Antidiskriminierungsberatungsstellen darauf hin, dass nach wie 

vor eine wohnortnahe und damit niedrigschwellige Antidiskriminierungsarbeit regelgefördert ausge-

baut werden muss.61 

6.2. Situation in Köln  

In Köln ist die Struktur der Antidiskriminierungsberatungsarbeit vergleichsweise gut ausgebaut – 

dennoch sind die Ressourcen eher knapp, um eine Umsetzung der Antidiskriminierungsberatung zu 

garantieren, wie sie in den Qualitätsstandards des advd-Eckpunktepapiers (2015) gefordert werden. 

Zu diesen Standards zählen u. a. eine qualitätsorientierte Beratungsarbeit in Verbindung z. B. mit 

Fortbildungen, Vernetzungsarbeit, Öffentlichkeitsarbeit und Falldokumentationen. Längere Zeit gab 

es in Köln das städtisch geförderte sog. „Drei-Säulen-Modell“ der Antidiskriminierungsarbeit, das 

                                                
59  Zu den Wirkungsbereichen des AGG zählen nach §2 bspw. die Bereiche Bildung, Ausbildung und Arbeit, Zugang zu 

Gesundheitsdienstleistungen, Sozialversicherungen und der Zugang zur Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, 
die der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen, inklusive Wohnraum (AGG 2016). 

60  Nach soziologischem Verständnis wird von Diskriminierung gesprochen, „…wenn Menschen, die einer Minderheit an-
gehören, im Vergleich zu Mitgliedern der Mehrheit weniger Lebenschancen, das heißt weniger Zugang zu Ressour-
cen, weniger Chancen zur Teilhabe an der Gesellschaft haben.“ (Rommelspacher 2006, S. 1). Diese Effekte von 
Diskriminierung haben ihre Ursachen z. B. in ausgrenzendem Verhalten, Vorurteilen und Ressentiments von Einzel-
nen und sozialen Gruppen, aber auch in auf Gesetzen und Strukturen fußendem gesellschaftlichem und organisatio-
nalem Handeln.  

61  Vgl. Papier „Stellungnahme der Servicestellen für Antidiskriminierungsarbeit zum Papier der Landesregierung ‚Eck-
punkte eines integrierten Handlungskonzepts gegen Rechtsextremismus und Rassismus der Landesregierung in 
Nordrhein-Westfalen’ Einleitung und Schwerpunkte“ (20.05.2015). Quelle: http://www.aric 
-nrw.de/files/pdf/Stellungnahme_Servicestellen_Eckpunkte_Handlungskonzept_Re&Ra_gesamt.pdf (Abruf: 31.07.16). 
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aus dem Antidiskriminierungsbüro Köln (ADB) bei Öffentlichkeit gegen Gewalt e. V., der Antidiskri-

minierungsberatung beim Caritasverband und einer Antidiskriminierungsberatungsstelle beim da-

maligen Interkulturellen Referat der Stadt Köln bestand. Zudem gab es für Köln eine städtische und 

stadtweit zuständige Antidiskriminierungsbeauftragte. Die beiden kommunalen Stellen sind im Zuge 

von Sparmaßnahmen abgeschafft worden. Städtische Mittel z. B. für Antirassismustrainings, die ge-

kürzt worden waren, sind zwischenzeitlich (wieder) erhöht worden. Zudem existieren weitere Pro-

jekte und Initiativen im Bereich der Antidiskriminierungsarbeit. Neben der Mitgliedschaft der Stadt in 

der „Europäischen Städtekoalition gegen Rassismus“62 gibt es in Köln darüber hinaus das „Forum 

gegen Rassismus und Diskriminierung“63 – und eine Personalstelle unter dem Titel „Prävention und 

Abbau von Intoleranz, Diskriminierung und Ausgrenzung im Rahmen von Diversity“ wurde einge-

richtet, die bei der Dienststelle Diversity angesiedelt ist.  

6.3. Zentrale Erkenntnisse aus den Praxisbeispielen  

Zu Konzepten und Strategien der Antidiskriminierungsarbeit wurden vier Antidiskriminierungsbera-

tungsstellen und eine Stadtverwaltung befragt: Antidiskriminierungsbüro Sachsen e. V., basis & 

woge e. V. Hamburg, Beratungsnetzwerk gegen Diskriminierung Saar, ARIC NRW e. V. und die 

Stadtverwaltung Celle.64  

Ziele, Zielgruppen, Handlungskonzepte und Aktivitäten 

Die vier Praxisbeispiele stehen exemplarisch für die unterschiedlichen Strukturen, finanziellen Rah-

menbedingungen und konzeptionellen Schwerpunkte. Alle vier Einrichtungen verfolgen den im er-

wähnten Eckpunktepapier zur qualifizierten Antidiskriminierungsberatung des advd e. V. 

beschriebenen horizontalen Ansatz, um möglichst viele oder alle der im AGG beschriebenen Diskri-

minierungsmerkmale abzudecken. So wollen sie möglichst viele von Diskriminierung Betroffene un-

terstützen. Aus Kapazitätsgründen ist dies jedoch nur zum Teil möglich. Darüber hinaus gibt es 

zusätzlich inhaltliche Schwerpunktsetzungen, z. B. auf Diskriminierungen auf dem Arbeitsmarkt auf-

grund des Migrationshintergrundes und aufgrund von Religionszugehörigkeit (Beispiele Hamburg 

und Duisburg) oder auf Barrierefreiheit u. a. für Menschen mit Behinderung (Beispiel ADB Sach-

sen).65 

Die Antidiskriminierungsstellen haben einen multimodalen Ansatz, der weitgehend ähnlich struktu-

riert ist. Ein wesentlicher Unterschied zwischen den Stellen ist, dass das Antidiskriminierungsnetz-

werk im Saarland eher noch im Aufbau ist, während die anderen Praxisbeispiele mehr- oder 

langjährig tätig sind. Zum multimodalen Ansatz gehören a) die Informations- und Beratungsarbeit 

der von Diskriminierung Betroffenen, b) Fortbildungen für Fachkräfte in verschiedenen Organisatio-

nen, aber auch für Jugendliche, c) Sensibilisierung und Information der Öffentlichkeit und d) Vernet-

zungsarbeit. 

                                                
62  https://www.unesco.de/wissenschaft/rassismus/staedtekoalition.html (Abruf: 02.08.16). Durch den Beitritt zur Koalition 

verpflichten sich die Städte zur Umsetzung des „Zehn-Punkte-Aktionsplans gegen Rassismus“. Dieser enthält u. a. 
Hinweise zu präventiven Formen der Antirassismusarbeit. 

63  Zudem wird z. B. die Info- und Bildungsstelle gegen Rechtsextremismus beim NS-Dokumentationszentrum finanziell 
bezuschusst. Ausführlichere allgemeine Informationen zum Handlungsfeld vgl. Gesamtstudie Kap. 5.3.1. 

64  Ausführliche Darstellungen der Praxisbeispiele und ein umfassenderes Zwischenfazit befinden sich in der Gesamtstu-
die unter Kap. 5.3.2.–5.3.7. 

65  Solche Schwerpunkte sind oft modellprojektförmig finanziert. Der Grundansatz ist aber in allen Einrichtungen, bezüg-
lich der Diskriminierungsmerkmale in der Beratungsarbeit breit aufgestellt zu sein. 
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Bezüglich der Informations- und Beratungsarbeit der Betroffenen werden z. B. mit hoher Überein-

stimmung als zentrale Kennzeichen des Beratungsansatzes benannt:  

• bedarfsorientierte Beratung,  

• geschützte Räume, um Diskriminierungserfahrungen zu besprechen,  

• Vertrauen aufbauen,  

• Hilfe zur Selbsthilfe,  

• Unterstützung bei Konfliktvermittlungsgesprächen,  

• Information über die Rechte nach AGG,  

• Vermittlung zu Anwältinnen und Anwälten und  

• Hinweise auf Fonds zur Finanzierung von Anwaltskosten.  

Des Weiteren ist eine ganzheitliche längerfristige Begleitung der Betroffenen die Regel, soweit ge-

wünscht. Üblich ist auch die Dokumentation und teilweise Veröffentlichung der genannten typischen 

Diskriminierungstatbestände in anonymisierter Form und/oder in Absprache mit den Betroffenen.  

Das Spektrum von Fortbildungen der porträtierten Antidiskriminierungsstellen richtet sich größten-

teils an verschiedene Zielgruppen (z. B. arbeitsmarktrelevante Akteursgruppen, Migrationsbera-

tungsstellen, weitere Akteursgruppen bei freien Trägern und bei Kommunen, Unternehmen). Die 

Fortbildungen beinhalten beispielsweise Grundlagen der Antidiskriminierungsarbeit, Sensibilisie-

rung für Diskriminierung, AGG-Schulungen und spezielle Schulungen, z. B. zur Diskriminierung auf 

dem Arbeitsmarkt und zur Barrierefreiheit. 

Zur Sensibilisierung und Information der Öffentlichkeit setzen die porträtierten Antidiskriminierungs-

stellen auf Flyer, die Presse und die Verbreitung von Informationen über eigene Netzwerke und auf 

Veranstaltungen. Außerdem stellen sie umfangreiche Informationen auf ihren Homepages bereit. 

Sie sind sowohl für die von Diskriminierung Betroffenen als auch für die erwähnten Fachkräfte und 

die allgemeine Öffentlichkeit bestimmt.66  

Zur Vernetzung: Alle Praxisbeispiele sind landesweit und darüber hinaus mit Stellen vernetzt, die 

sich in ihrer Arbeit auf Personengruppen nach verschiedenen Differenzlinien konzentrieren. Darüber 

hinaus sind themenspezifische Vernetzungen festzustellen, z. B. durch das Programm „Integration 

durch Qualifizierung“, um Veranstaltungen zum Thema Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt zu 

organisieren (Beispiel Hamburg).  

Zielgruppenerreichung, Partizipation, Ressourcen und Nachhaltigkeit 

Die Öffentlichkeitsarbeit der Einrichtungen dient dazu, die verschiedenen Zielgruppen zu erreichen. 

Wichtig sind Mund-zu-Mund-Propaganda, gezielte Ansprachen und die gegenseitige Übermittlung 

von Informationen der Netzwerkpartner untereinander. Eine wichtige Rolle hierbei nehmen relevante 

Gremien, Ausschüsse, Schulen und andere Regelinstitutionen sowie andere Beratungsstellen ein 

(z. B. Migrationsberatungsstellen), die auf die Antidiskriminierungsberatung verweisen können. Um 

                                                
66  Das Spektrum reicht u. a. von Grundlageninformationen zu Formen von Diskriminierung, zum AGG über Praxisbei-

spiele aus der Beratungsarbeit, auch zu den oben benannten spezialisierteren Bereichen. Zudem wird über die Bera-
tungsarbeit informiert, dazu motiviert, Diskriminierungen zu melden und über Veranstaltungen/Aktivitäten (Fachtage, 
Ausstellungen etc.) und spezifische Aktionen informiert, z. B. das Testing „Rassismus vor der Discotür“, Beispiel ADB 
Sachsen, oder Veranstaltungen zum Thema Diskriminierung von Menschen mit Migrationshintergrund auf dem Ar-
beitsmarkt, Beispiel Hamburg. 
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bedarfsorientiert Betroffene von Diskriminierungen ansprechen zu können, wird zum Teil mit mehr-

sprachigen Informationen oder Informationen in leichter Sprache z. B. auf den Homepages gearbei-

tet. 

Im Hinblick auf Partizipation hat bei allen Praxisbeispielen die Stimme und Perspektive der Zielgrup-

pen einen hohen Stellenwert. Teilweise werden potenziell von Diskriminierung Betroffene (oder de-

ren Organisationen) in die Konzeptentwicklung von Broschüren oder von Veranstaltungen 

einbezogen. Der Beratungsansatz ist konsequent zielgruppen- und teilhabeorientiert. Darüber hin-

aus sind Konzepte der niedrigschwelligen Zielgruppenerreichung wie mehrsprachige Informationen 

und gezielte teilhabeorientierte Personalrekrutierungsstrategien zentral.  

Die finanziellen Ressourcen der Praxisbeispiele unterscheiden sich: Die Regelförderung in NRW 

ermöglicht den langfristigen Aufbau von Expertise und Angeboten sowie die Vernetzung. In Sachsen 

gibt es eine Regelförderung durch die Stadt Leipzig, die aber nicht als ausreichend betrachtet wird: 

In Hamburg findet ebenfalls eine Querfinanzierung durch Modellprojekte statt. Im Saarland ist das 

Antidiskriminierungsnetzwerk im Aufbau und erhält dafür eine Strukturförderung. Diese Analysen 

zeigen, wie wichtig verlässlich und langfristig geförderte Strukturen einer Antidiskriminierungsarbeit, 

aber auch, wie überlastet die befragten Antidiskriminierungsstellen sind. Klar umrissene Aufgaben 

und Zuständigkeiten sowie Expertise sind ebenfalls Bedingungen für den Erfolg der Arbeit.67 Gleich-

zeitig wurde aber darauf verwiesen, dass auch in besser ausgestatteten Bundesländern wie NRW 

die Regeförderung ausgebaut werden sollte, um niedrigschwelliger und ortsnäher beraten zu kön-

nen. 

Einschätzung der Zusammenarbeit freier Träger und öffentlicher Stellen  

Alle befragten Antidiskriminierungsberatungsstellen begrüßen die Zusammenarbeit mit öffentlichen 

Stellen (z. B. Antidiskriminierungsbeauftragten, Ombudsstellen) – soweit durch die Kooperation 

keine Antidiskriminierungsstellen bei freien Trägern eingespart werden. Vorteile einer weiteren „Part-

nerstelle“ in der öffentlichen Hand sind zusätzliche Kooperationspartner und Ansprechpersonen in 

die Verwaltungen hinein sowie der fachliche Austausch und gemeinsame Aktivitäten. Voraussetzun-

gen für eine gelingende Zusammenarbeit zwischen freien und öffentlichen Trägern sind klare politi-

sche Mandate, verwaltungsinterne Befugnisse und Entscheidungskompetenzen sowie festgelegte 

Verfahren und Strategien bei Diskriminierungsfällen. Eine schriftlich festgelegte Zusammenarbeit 

mit den freien Trägern auf gleicher Augenhöhe, die stärkere Einbeziehung von Migrantenorganisa-

tionen sowie die Implementierung einer kommunalen Antidiskriminierungsrichtlinie gehören ebenso 

dazu. 

Bilanz 

Die Antidiskriminierungsstellen betonen die Bedeutung einer verlässlichen Regelförderung – nicht 

nur bei der Beratung von Betroffenen, sondern auch bei Fortbildungen, Sensibilisierung der Öffent-

lichkeit und bei Aufbau und Pflege von Netzwerkstrukturen. Weil außerdem ihre Angebote oft stark 

und zum Teil überregional nachgefragt werden, können sie teilweise nicht den Beratungsbedarf aller 

von Diskriminierung Betroffenen decken.  

                                                
67  An einer Stelle wurde angemerkt, dass es nicht zielführend ist, wenn z. B. Migrationsberatungsstellen quasi „neben-

bei“ diese Arbeit „mitmachen“ sollen. 
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Die Arbeit der Beratungsstellen wird auch von außen wertgeschätzt: Einige der befragten Praxisbei-

spiele wurden mit Preisen ausgezeichnet oder dafür nominiert, andere haben als Good-Practice-

Beispiele überregionale Bekanntheit erlangt. 

Die Notwendigkeit jedoch, die eigene Arbeit immer wieder durch Modellprojekte querfinanzieren zu 

müssen, wird zum Teil als Belastung beschrieben. Gleichzeitig wird die modellartige Förderung aber 

auch als impulsgebend für den Aufbau von Expertise geschätzt. Darüber hinaus standen die Ein-

richtungen vor dem Spagat, viele Aufgaben mit begrenzten Ressourcen wahrzunehmen, also z. B. 

ein landesweites Netzwerk aufrechtzuhalten und gleichzeitig Aufgaben vor Ort umzusetzen.  

Als Stärken und empfehlenswerte gute Praxis gelten:  

• durch Vertrauen und Empowerment gekennzeichnete und merkmalsübergreifende Beratungsar-

beit,  

• Entwicklung von praxisnahen, bedarfs- und lösungsorientierten Schulungskonzepten und Ar-

beitshilfen,  

• präzise Bedarfsanalysen und Hospitationen sowie  

• Kopplung von Schulungen mit der Fachlichkeit aus Betroffenenperspektive. Auch eine gut funk-

tionierende Vernetzung inklusive gegenseitiger Unterstützung wurde als positiv und hilfreich be-

schrieben.  

Anonymisierte Bewerbungsverfahren am Beispiel der Stadt Celle 

Das Beispiel der Stadt Celle veranschaulichte konkret, wie anonymisierte Bewerbungsverfahren in 

einer Stadtverwaltung umgesetzt werden können. Eine entscheidende Rolle, um dieses Verfahren 

etablieren zu können, schien die Überzeugungsarbeit durch den dortigen Oberbürgermeister ge-

spielt zu haben, der dieses Thema federführend in die Hand nahm. Auch die Unterstützung durch 

die Antidiskriminierungsstelle des Bundes spielte eine Rolle. Das anonymisierte Bewerbungsverfah-

ren wird mittlerweile als Qualitätsmerkmal der Stadtverwaltung beschrieben, das Benachteiligungen 

minimiert und neue Bewerber-Gruppen erschließt. Anders als befürchtet, ist in Celle kein erheblicher 

Mehraufwand durch das anonymisierte Bewerbungsverfahren eingetreten. Im Gegenteil ermöglicht 

ein standardisiertes Formular eine direktere und bessere Vergleichbarkeit von Qualifikationsprofilen. 

Zusätzliche schriftliche Fragen über fachliche Positionierung machten Kompetenzen so sichtbar und 

vergleichbar, dass sie über klassische Bewerbungsunterlagen hinausgingen.68.  

Dabei wurde deutlich, dass dieses Bewerbungsverfahren in Bezug auf die Diversity-Strategien der 

Stadt Herausforderungen birgt, um beispielsweise unterrepräsentierte Gruppen zur Bewerbung zu 

motivieren, ohne andere Gruppen auszuschließen. Drei Faktoren haben in Celle zum Erfolg geführt: 

die Zusammenarbeit mit der Antidiskriminierungsstelle des Bundes, die Überzeugungsarbeit des 

dortigen Oberbürgermeisters und frühzeitige Gespräche mit der Verwaltungsspitze. Dort überzeugte 

das Neutralitätsargument vor allem die politisch Verantwortlichen, die Vergleichbarkeit und höhere 

Effizienz vor allem die Verwaltung. 

                                                
68  Die Schilderungen des konkreten Vorgehens in der Gesamtstudie (Kap. 5.3.6.) machen die Entwicklungsprozesse 

deutlich, die nötig sind, um solch ein Verfahren zu etablieren – in einer Form, die den Anforderungen und Rahmenbe-
dingungen in der Kommune gerecht wird, den bürokratischen Aufwand nicht erhöht und gleichzeitig Raum für diversi-
tätsorientierte Auswahlstrategien lässt. Voraussetzung dabei ist die Offenheit in der Kommune, dieses Verfahren 
bedarfsorientiert weiterzuentwickeln. 
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6.4. Empfehlungen zum Handlungsfeld Antidiskriminierungsarbeit  

Multimodale Ansätze als Voraussetzung für erfolgreiche Antidiskriminierungsarbeit unter-

stützen: Information und Beratung der von Diskriminierung Betroffenen reicht nicht aus. Daher müs-

sen multimodale Antidiskriminierungsstrategien umgesetzt werden: die Arbeitsebenen sind 

Information und Beratung, Fortbildungen, Öffentlichkeitsarbeit, Vernetzung sowie fachlicher Aus-

tausch und politische Arbeit.69 Somit müssen neben der Beratungsarbeit auch andere Aktivitäten zur 

Sicherung einer ganzheitlichen Antidiskriminierungsstrategie vor Ort durch Regelförderung ausrei-

chend unterstützt werden.  

Antidiskrimierungsberatung – Strategien des Zugangs zu Geflüchteten stärken: Es ist manch-

mal nicht leicht, Geflüchtete als Zielgruppe zu erreichen – auch in Köln stellt sich den Antidiskrimi-

nierungsstellen dieses Problem. Die Erfahrung zeigt: Informationsweitergabe an 

Gemeinschaftsunterkünfte und eine Vernetzung mit Beratungsstellen für Geflüchtete unterstützen 

bei der Erreichung dieser Zielgruppe. 

Öffentlichkeitswirksame Aktionen unterstützen: Einige der porträtierten Praxisbeispiele haben 

darauf verwiesen, wie wirkungsvoll öffentliche Veranstaltungen und andere Aktivitäten sein können, 

um auf Diskriminierungen aufmerksam zu machen. Daher könnte eine Stadtverwaltung solche Akti-

onen oder deren Erkenntnisse aufgreifen und ebenfalls verbreiten.  

Regelförderung und Nachhaltigkeit sichern: Knappe Mittel und aufwendige Querfinanzierungen 

verringern die Kapazitäten, daher ist Regelförderung so wichtig. Bezogen auf Köln leisten das Land 

NRW und die Stadt mit der Regelförderung einen Beitrag dazu, stabile Strukturen der Antidiskrimi-

nierungsarbeit aufzubauen und zu halten. Gleichzeitig muss mit Blick auf den multimodalen Ansatz 

immer wieder bedarfsgerecht überprüft werden, ob die Regelförderung ausreicht.  

Einbettung von Aktivitäten in bundeslandesweite Strategien: Landesweite Vernetzung macht 

hohe Synergieeffekte und gemeinsame Aktionen und Kampagnen möglich70 – und schont gleichzei-

tig die Ressourcen. Zudem erhöht sie die Möglichkeit, sich politisch Gehör zu verschaffen und Ex-

pertise einzubringen.  

Kommunale Gesamtstrategie zur Antidiskriminierungsarbeit überdenken: Eine stärkere Zu-

sammenarbeit zwischen freien Trägern und öffentlichen Stellen und die Schaffung einer für das 

Thema zuständigen Stelle in Verwaltungen (ohne Einsparungen bei den freien Trägern) sind sinn-

voll.71 Voraussetzungen für eine gute Zusammenarbeit: ein klares politisches Mandat, entspre-

chende Entscheidungsbefugnisse und eine kommunale Antidiskriminierungsrichtlinie.  

                                                
69  Hinweise zur Umsetzung solcher Strategien beinhalten u. a. das Eckpunktepapier „Standards für eine qualifizierte 

Antidiskriminierungsberatung“ (advd 2010) und „Antidiskriminierungsberatung in der Praxis“ (advd 2013) sowie (be-
züglich des spezifischen Themas Rassismus) der „10-Punkte-Aktionsplan gegen Rassismus“ der Europäischen Städ-
tekoalition gegen Rassismus. Die Links zu den Broschüren des advd e. V. finden sich im Kapitel zum Handlungsfeld 
Antidiskriminierungsarbeit, der Link zum 10-Punkte-Aktionsplan: http://www.eccar.info/10-point-plan-action (in deut-
scher Sprache: https://www.nuernberg.de/imperia/md/menschenrechte/dokumente/staedtenetzwerk/10_ppa_dt.pdf 
(Abruf: 30.12.16). 

70  Das ADB Köln beispielsweise ist Teil des Netzwerks „“NRW gegen Diskriminierung“ und das ADB Köln darüber hin-
aus u. a. Mitglied im Netzwerk „ADBs für NRW“. 

71  Einen Schritt in diese Richtung stellt die jüngst eingerichtete Personalstelle unter dem Titel „Prävention und Abbau 
von Intoleranz, Diskriminierung und Ausgrenzung im Rahmen von Diversity“ bei der Dienststelle Diversity dar. Als 
Struktur bietet sie solche Kooperationsmöglichkeiten und könnte zudem z. B. im Europäischen Städtenetzwerk gegen 
Rassismus mitwirken, in dem die Stadt Köln ja Mitglied ist. 
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Anonymisierte Bewerbungsverfahren: Anonymisierte Bewerbungsverfahren wie in Celle könnten 

bei städtischen Personalauswahlverfahren Effizienz und bessere Vergleichbarkeit von Bewerberin-

nen und Bewerbern mit Antidiskriminierungsarbeit verknüpfen. 

7. Ergänzende Informationen: Wissenschaftliche Diskurse und ihre Bedeu-

tung für den Umgang mit Vielfalt in Kommunen 

Die Studie greift den wissenschaftlichen Diskurs um Migration, Integration, Interkulturelle Öffnung, 

Diversity und Inklusion auf,72 um Denkanstöße für die kommunale Migrations- und Integrationsarbeit 

zu geben. Diese sind Grundlage für die Prinzipien migrationsbedingter Vielfalt in Kommunen, wie 

sie in dieser Zusammenfassung in Kapitel 2 dargestellt wurden. An dieser Stelle können daher nur 

die wichtigsten Erkenntnisse aus der wissenschaftlichen Auseinandersetzung wiedergegeben wer-

den: 

Migrationshintergrund: statistische Kategorie und etikettierende Zuschreibung 

Der Migrationshintergrund ist eine statistische Kategorie und eine etikettierende Zuschreibung. Als 

statistische Kategorie hat er oft die Kategorie „Ausländer“ abgelöst. Er ist vielschichtiger und kom-

plexer als diese Kategorie und ermöglicht es, komplexe Lebenslagen und soziale Ungleichheiten 

von Menschen mit und ohne Migrationshintergrund zu vergleichen.73 Trotz aller Kritik bleibt der Be-

griff „Migrationshintergrund“ als statistische Größe und als vorübergehendes Konzept relevant, um 

soziale Ungleichheiten sichtbar zu machen und entsprechenden Handlungsbedarf zu legitimieren. 

Gleichzeitig bleibt es wichtig, bei statistischen Erhebungen differenzierte Vergleiche zu ermöglichen, 

die auch quer zum Migrationshintergrund liegen. So haben z. B. auch manche Kinder ohne Migrati-

onshintergrund Sprachförderbedarfe und manche mit Migrationshintergrund nicht. 

Als etikettierende Zuschreibung ist der Begriff nicht unproblematisch: Der „Migrationshintergrund“ ist 

– ähnlich wie zuvor der Begriff des „Ausländers“ – zum Stigma geworden und begründet „Othering-

prozesse“ („Wir“ und „Die Anderen“) innerhalb der Gesellschaft. Daher sind viele Menschen mit 

„Migrationshintergrund“ nicht allzu begeistert davon, einen solchen zu „haben“.  

Damit verknüpft sind Fragen wie: Wie lange „haftet“ ein „Migrationshintergrund“ den Menschen an? 

Müssen diejenigen mit „Migrationshintergrund“ Etikettierten nun fortwährend „Integrationserfolge“ 

nachweisen? Haben sie das Recht, sich mit Deutschland als „Heimat“ zu identifizieren? Hinzu 

kommt, dass in der Diskussion über die „Zuschreibung“ oft nur bestimmte Personengruppen als 

solche mit Migrationshintergrund wahrgenommen werden – nämlich solche, die als besonders 

„fremd“ und/oder „schwierig“ wahrgenommen werden (Munsch 2014, S. 69). Aus diesem Grund 

kommen immer mehr Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler zu dem Schluss, dass der Migrati-

onshintergrund als Kategorie langfristig durch neue Konzepte ersetzt oder zumindest immer wieder 

kritisch reflektiert werden sollte.   

Integration – Systematisierungsversuche und problematische Normalitätsvorstellungen 

Die Diskussionen um Integration sind mit dem Migrationshintergrund verknüpft – auch wenn ein 

einheitliches Verständnis von „Integration“ fehlt. Entsprechend unterschiedlich sind daher Begriffe 

                                                
72  Vgl. hierzu ausführlicher Gesamtstudie Kap. 3.1.–3.3. 
73  Zudem trug er dazu bei, die von vielen Menschen mit Migrationshintergrund stark als Diskriminierung und als exkludi-

erend empfundene Begrifflichkeit „Ausländer/Ausländerin“ aus den Diskursen um Migration und Integration zurückzu-
drängen. 
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wie „Integrationserfolge“, „Integrationshemmnisse“ oder die Bewertung „integriert“. Die vorliegende 

Studie bezieht sich auf die recht ausdifferenzierte wissenschaftliche Definition von „Integration“ von 

Heckmann (Lutz/Heckmann 2010), die zwischen Sozial- und Systemintegration unterscheidet.  

Zur Sozialintegration zählen die strukturelle Integration (z. B. rechtlich oder durch Bildung und Er-

werbstätigkeit), die kulturelle Integration (z. B. Sprache, Werte und Normen), die soziale Integration 

(Freundschaften, Vereinsmitgliedschaften etc.) und die identifikative Integration (über die „gefühlte“ 

Zugehörigkeit). Zur Systemintegration zählen z. B. gesellschaftlicher Zusammenhalt sowie Krimina-

litätsraten, Ausmaß von Diskriminierungstatbeständen, politischem oder politisch-religiösem Radi-

kalismus als systemische „Gradmesser“ für Integration (bzw. auch für gesellschaftliche Teilhabe).  

Daran angelehnt gibt es Versuche, den Grad der gesellschaftlichen Integration zu messen. Während 

strukturelle Integration z. B. durch Arbeitslosenquoten oder die Anzahl von Schulabschlüssen mess-

bar ist und Aussagen über die gesellschaftliche Teilhabe der Menschen mit Migrationshintergrund 

bietet, ist das bei der „kulturellen“ oder „sozialen“ Integration schwieriger.  

Welche Werte aber sagen etwas über Integration aus? Warum müssen Menschen mit Migrations-

hintergrund hinnehmen, dass ihre kulturellen Werte in Integrationsmonitorings „gemessen“ werden, 

während bei Menschen ohne Migrationshintergrund eine gelebte kulturelle Vielfalt ohne Weiteres 

akzeptiert wird? Welche Normalitätsvorstellung wird hier zugrunde gelegt? Ist die Zahl interethni-

scher Freundschaften ein aussagekräftiger Wert für Integration? Sagen die Quoten von Kindern mit 

Migrationshintergrund in Kitas im Vergleich zum Anteil der Menschen mit Migrationshintergrund des 

Einzugsgebietes etwas über die „Integrationswilligkeit“ der Eltern oder eher über strukturelle Hürden 

aus?  

Besonders problematisch wird es, wenn Integrationsanforderungen rechtlich mit Sanktionssystemen 

wie dem Aufenthaltsrecht verknüpft werden. Ein Beispiel dafür sind die aufenthaltsrechtlich relevan-

ten „Integrationsprognosen“. Derzeit findet man in politischen und rechtlichen Kontexten progressi-

vere, eher teilhabeorientierte Integrationsverständnisse genauso wie stärker 

assimilationsorientierte. Daher gilt es, Integration als Konzept fortwährend kritisch zu reflektieren 

und zu überprüfen, welche Normalitätsvorstellungen zugrunde liegen. 

Interkulturelle Öffnung, Diversity und Inklusion: Unterschiede und Synergieeffekte74  

Diese drei Konzepte lassen sich sowohl als Programmatiken für die Herstellung eines idealtypischen 

konstruktiven Umgangs mit (migrationsbedingter) Vielfalt in Kommunen und anderen gesellschaftli-

chen Bereichen lesen als auch zur Weiterentwicklung von Organisationen einsetzen.  

Wesentliches Ziel der „Interkulturellen Öffnung“ von Organisationen beispielsweise ist die stär-

kere Ausrichtung der Institutionen und ihrer Strukturen, Abläufe, Kompetenzen und Dienstleistungen 

an den Herausforderungen und Bedingungen einer Einwanderungsgesellschaft (Schröer 2007a). 

Migrationsbedingte Vielfalt wird hier als Normalität und als Ressource begriffen. Auf verschiedenen 

Ebenen von Organisationen (wie z. B. Kommunalverwaltungen) können beispielsweise die Entwick-

lung von Leitbildern und Angeboten oder die Strategien zur Rekrutierung von Personal und der Öf-

fentlichkeitsarbeit geprüft werden, um Menschen mit Migrationshintergrund mehr Teilhabe zu 

ermöglichen.  

                                                
74  Eine ausführliche und vergleichende Auseinandersetzung mit diesen Konzepten und ihre kritische Würdigung finden 

sich in der Gesamtstudie unter Kap. 3.2. und 3.3. 
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Auch die „Diversity-Orientierung“ kann als Leitidee beschrieben werden, um sich mit der Vielfalt 

von Individuen und Bevölkerungsgruppen konstruktiv auseinanderzusetzen. Vielfalt wird als Norma-

lität und als Ressource aufgefasst – ohne aber mögliche Konfliktfelder auszublenden. Im Bereich 

der Organisationsentwicklung weist Diversity Management große Parallelen mit der „Interkulturellen 

Öffnung“ auf.75  

Ein wesentlicher Unterschied ist, dass Diversity-Management-Ansätze die komplexe Vielfalt der Ge-

sellschaft auch jenseits der Migrationsthematik mit weiteren Diversity-Kategorien (z. B. Geschlechts-

zugehörigkeit, sexuelle Orientierung, Behinderung/Beeinträchtigung) noch systematischer 

umfassen. Gleichzeitig gibt es in beiden Ansätzen Varianten, die das Themenfeld der Mehrfachdis-

kriminierung aufgrund unterschiedlicher Differenzlinien (z. B. Geschlecht und Migrationshintergrund) 

explizit oder zumindest implizit berücksichtigen. Durch das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz 

setzen sich privatwirtschaftliche Unternehmen sowie Kommunen und Non-Profit-Organisationen nun 

mehr mit Antidiskriminierungsstrategien auseinander – und damit auch mehr mit Ansätzen wie Diver-

sity oder Interkulturelle Öffnung.  

Auch das Inklusionskonzept fordert die Stärkung der gesellschaftlichen Teilhabe potenziell be-

nachteiligter Gruppen. Gleichzeitig sind die wissenschaftlichen Debatten um Inklusion durch Unein-

deutigkeiten und unterschiedliche theoretische und programmatische Ausrichtungen 

gekennzeichnet. Ähnlich wie bei Interkultureller Öffnung und Diversity wird Vielfalt als gesellschaft-

liche Normalität gedacht. In Deutschland wird Inklusion jedoch immer noch (teilweise) auf die Diffe-

renzlinie Behinderung verengt. Die Programmatik einer inklusiven Gesellschaft auf Basis 

internationaler Debatten ist jedoch deutlich umfassender.76  

„Inklusion bedeutet ‚Einschluss‘ oder ‚Enthaltensein‘ und bezeichnet einen Zustand der (selbstver-

ständlichen) Zugehörigkeit der Menschen zur Gesellschaft, verbunden mit der Möglichkeit zur un-

eingeschränkten Teilhabe in allen Bereichen dieser Gesellschaft“ (bildungsserver Berlin-

Brandenburg, zit. nach Schröer 2013, S. 251). Das bedeutet: Potenzielle Benachteiligungen müssen 

vor allem im Bereich der Strukturen von Systemen wie z. B. dem Bildungssystem minimiert und 

Zugangsbarrieren abgebaut werden. Dazu gehört auch, dass sich die Institutionen an der Vielfalt 

der Bevölkerung orientieren, und nicht umgekehrt (z. B. Hinz 2002). 

Programmatisch kennzeichnend für Inklusion ist die Betonung des Teilhabeaspektes aufgrund recht-

licher Rahmenbedingungen: Potenziell benachteiligte Gruppen sind keine „Bittsteller“, sondern ha-

ben Rechte – und das ist eine Stärke, die auch die Debatten um migrationsbedingte Vielfalt weiter 

beflügeln kann. Weiterhin ist die kritische Reflexion von Zielgruppenorientierungen und „Verbeson-

derlichungen“ ein zentrales Merkmal von Inklusion – verbunden mit der Mahnung, dass Zielgrup-

penkonstruktionen auch immer mit Etikettierungen und Abwertungen einhergehen können. Auch 

Inklusion bietet Strategien der Organisationsentwicklung in drei Dimensionen: inklusive Kulturen 

schaffen, Strukturen etablieren und entsprechende Praktiken entwickeln.77 

                                                
75  Zu den Gemeinsamkeiten und Unterschieden von Interkultureller Öffnung und Diversity Management vgl. auch 

Schröer 2007b. 
76  Die Programmatik einer inklusiven Gesellschaft oder auch z. B. eines inklusiven Bildungssystems auf Basis internatio-

naler Debatten ist jedoch deutlich umfassender. Die UNESCO-Policy-Guidelines (2009) fordern z. B., für inklusive 
Bildungssysteme Exklusionsmechanismen zu beseitigen, die u. a. bezüglich ökonomischer Voraussetzungen, Ethnizi-
tät, Sprache, Religion, Geschlecht, Behinderung/Beeinträchtigung feststellbar sind. 

77  Orientiert am Index für Inklusion (Booth/Ainscow 2000) hat die Montag Stiftung einen kommunalen Index für Inklusion 
und ein Handbuch für Kommunen entwickelt, die Inklusion in ihren Strukturen stärker verankern wollen (Montag Stif-
tung 2011). 



Studie „Impulse für Innovationen in der Migrations- und Integrationsarbeit“ – Zusammenfassung der Ergebnisse 

 
39 

Quellen und Literaturverzeichnis zur Studie (Auswahl) 

Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG). Internetquelle: http://www.gesetze-im-inter-

net.de/agg/BJNR189710006.html (Abruf: 31.07.16). 

Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2016): Diskriminierungserfahrungen in Deutschland. Erste 

Ergebnisse einer repräsentativen Erhebung und einer Betroffenenbefragung. Quelle: 

http://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/Downloads/DE/publikationen/Hand-

out_Umfrage_Diskriminierung_in_Dtschl_2015.pdf?__blob=publicationFile&v=4 (Abruf: 

03.09.16).    

Antidiskriminierungsverband Deutschland (advd) (2015a): Eckpunktepapier des Antidiskriminie-

rungsverbandes Deutschland (advd). Standards für eine qualifizierte Antidiskriminierungsbera-

tung. 3. Auflage. Quelle: 

https://static1.squarespace.com/sta-

tic/57ea5d2920099e3d1d3c150b/t/57fcdd273e00beed98220521/1476189483497/Eckpunktepa-

pier_advd.pdf (Abruf: 18.05.17). 

Antidiskriminierungsverband Deutschland (advd) (2015b): Antidiskriminierungsberatung in der Pra-

xis. Die Standards für eine qualifizierte Antidiskriminierungsberatung ausbuchstabiert. Quelle: 

https://static1.squarespace.com/sta-

tic/57ea5d2920099e3d1d3c150b/t/57fcddd6e6f2e1c88f2a27bc/1476189659707/AD_in_der_Pra-

xis_advd.pdf (Abruf: 31.05.17) 

Arbeitskreis Interkulturelle Zentren Köln (2015): Interkulturelle Zentren Köln. Informationen für Inte-

ressierte. Alle Daten, alle Zentren und eine Übersichtskarte für Köln. 

Bainski, Christiane/Trujillo, Franz Kaiser (o. J): Vom Ansatz der additiven Sprachförderung hin zur 

ganzheitlich orientierten durchgängigen sprachlichen Bildung. Landesweite Koordinierungsstelle 

Kommunale Integrationszentren NRW. In: Kommunale Integrationszentren – Landesweite Koor-

dinierungsstelle (Hg.): Chancen der Vielfalt nutzen lernen. Modellprojekt, S. 74–82. Quelle: 

http://www.chancen-der-vielfalt-nutzen-lernen-nrw.de/fileadmin/datenpool/Medien-Aus-

tausch/Chancen_der_Vielfalt_Buch_Internetversion.pdf (Abruf: 05.08.16). 

Berthold, Thomas (2014): In erster Linie Kinder. Flüchtlingskinder in Deutschland. Herausgegeben 

vom Deutschen Komitee für UNICEF e. V. Quelle: 

https://www.unicef.de/blob/56282/fa13c2eefcd41dfca5d89d44c72e72e3/fluechtlingskinder-in-

deutschland-unicef-studie-2014-data.pdf (Abruf: 03.09.16). 

Booth, Tony/Ainscow, M (2000): Index for inclusion. Developing learning and participation in 

schools. Bristol: Centre for Studies on Inclusive Education (CSIE). 

Das Nationale Thematische Netzwerk im ESF-Bundesprogramm für Bleibeberechtigte und Flücht-

linge mit Zugang zum Arbeitsmarkt (2010): Zwischenbilanz. Meilensteine und Stolpersteine. 

Grundlagenpapier des Nationalen Thematischen Netzwerks im ESF-Bundesprogramm für Blei-

beberechtigte und Flüchtlinge mit Zugang zum Arbeitsmarkt. Quelle: http://www.xenos-de.de/xe-

nos/SharedDocs/Publikationen/Bleiberecht/2009_12_18_grundlagenpapier_pdf.pdf?__blob=pub

licationFile&v=4 (Abruf: 03.09.16). 

FABIDO (Hg.) (2014): Sternstunden durch den Tag. Alltagsintegrierte und systematische Sprachbil-

dung. Aus der Praxis – Für die Praxis. Quelle: https://www.dortmund.de/me-

dia/p/fabido_2/dl_fabido/FABIDO_Sternstunden.pdf (Abruf: 27.08.16). 

Farrokhzad, Schahrzad (2007): „Ich versuche immer, das Beste daraus zu machen.“ Akademikerin-

nen mit Migrationshintergrund. Gesellschaftliche Rahmenbedingungen und biographische Erfah-

rungen. Berlin: verlag irena regener. 



Studie „Impulse für Innovationen in der Migrations- und Integrationsarbeit“ – Zusammenfassung der Ergebnisse 

 
40 

Farrokhzad, Schahrzad/Hand, Saloua Mohammed Oulad (2016): Mehrsprachigkeit. Eine Einfüh-

rung. PPT eines Vortrags im Rahmen des Seminars „Mehrsprachigkeit in Kitas“ an der TH Köln 

für Studierende des Studiengangs „Pädagogik der Kindheit und Familienbildung“. 

Fischer, Veronika (2011): Interkulturelle Kompetenz. In: Fischer, Veronika/ Springer, Monika (Hg.): 

Handbuch Migration und Familie. Wochenschau Verlag. Schwalbach/Taunus, S. 334–358. 

Gesemann, Frank/Roth, Roland/Aumüller, Jutta (2012): Stand der kommunalen Integrationspolitik 

in Deutschland. (Herausgeber: Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung und 

die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration). Quelle: 

http://www.bundesregierung.de/Content/DE/_Anlagen/IB/2012-05-04-kommunalstu-

die.pdf?__blob=publicationFile (Abruf: 03.07.16). 

Gogolin, Ingrid (2004): Lebensweltliche Mehrsprachigkeit. In: Bausch, Karl-Richard/Königs, 

Frank G./Krumm, Hans-Jürgen (Hg.): Mehrsprachigkeit im Fokus, Tübingen: Gunther Narr Ver-

lag, S. 55–61. 

Hinz, Andreas (2002): Von der Integration zur Inklusion – terminologisches Spiel oder konzeptio-

nelle Weiterentwicklung? Quelle: http://bidok.uibk.ac.at/library/hinz-inklusion.html (Abruf: 

12.06.16). 

Integrationsrat der Stadt Köln (2017): Identität stärken – natürliche Mehrsprachigkeit fördern. Positi-

onspapier des Integrationsrates Köln – beschlossen am 20.03.17. 

Jampert, Karin/Thanner, Verena/Schattel, Diana u. a. (Hg.) (2011): Die Sprache der Jüngsten ent-

decken und begleiten. 2 Bände. Weimar und Berlin: verlag das netz. 

Jampert, Karin/Zehnbauer, Anne/Best, Petra u. a. (Hg.) (2011–2014): Kinder-Sprache stärken! 

Sprachliche Förderung in der Kita: das Praxismaterial (Band 1–5). Weimar und Berlin: verlag 

das netz. 

Leisau, Anett (2015): Früh übt sich: Sprachbildung mehrsprachiger Kinder in der Kita. Fortbildungs-

unterlagen zur gleichnamigen Fortbildung der Kindergartenakademie im September 2015 in 

Bonn. 

Lutz, Anna/Heckmann, Friedrich (2010): Die Bevölkerung mit Migrationshintergrund in Bayern. 

Stand der Integration und integrationspolitische Maßnahmen. Hg. vom Bayerischen Staatsminis-

terium für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen. Quelle: http://www.stmas.bay-

ern.de/imperia/md/content/stmas/stmas_internet/integration/bev_migrathg.pdf (Abruf: 12.06.16). 

Mirbach, Thomas/Triebl, Katrin/Farrokhzad, Schahrzad (2013): Programmevaluation ESF-Pro-

gramm zur arbeitsmarktlichen Unterstützung für Bleibeberechtigte und Flüchtlinge mit Zugang 

zum Arbeitsmarkt. 2. Förderrunde – Zwischenbilanz. Hamburg. Quelle: http://www.xenos-

de.de/xenos/SharedDocs/Publikationen/Bleiberecht/evaluationsbericht.pdf?__blob=publication-

File&v=3 (Abruf: 04.09.16). 

Montag Stiftung Jugend und Gesellschaft (2011): Inklusion vor Ort. Der Kommunale Index für Inklu-

sion – ein Praxishandbuch. Bonn. 

Munsch, Chantal (2014): Wer sind eigentlich „Menschen mit Migrationshintergrund“? Quelle: 

http://www.bildung.uni-siegen.de/mitarbeiter/munsch/files/forum_erziehungshilfen_2-2014_68-

72.pdf (Abruf: 06.07.16). 

Ofner, Ulrike Selma (2003): Akademikerinnen türkischer Herkunft. Berlin: Weißensee Verlag. 

Riehl, Claudia Maria (2014): Mehrsprachigkeit. Eine Einführung. Darmstadt: Wissenschaftliche 

Buchgesellschaft.  

http://www.bundesregierung.de/Content/DE/_Anlagen/IB/2012-05-04-kommunalstudie.pdf?__blob=publicationFile
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/_Anlagen/IB/2012-05-04-kommunalstudie.pdf?__blob=publicationFile


Studie „Impulse für Innovationen in der Migrations- und Integrationsarbeit“ – Zusammenfassung der Ergebnisse 

 
41 

Rosen, Lisa (2011): In der fünften Klasse, das war dann … wirklich so, dass … wir erst mal unter 

Türken gewesen sind." Eine biografieanalytische Studie zu Identitätskonstruktionen bildungsbe-

nachteiligter Migrant(inn)en. Berlin: verlag irena regener. 

Roth, Hans-Joachim/Terhart, Henrike (2015): Rucksack. Empirische Befunde und theoretische Ein-

ordnungen zu einem Elternbildungsprogramm für mehrsprachige Familien. Münster: Waxmann.  

Schröer, Hubertus (2007a): Interkulturelle Orientierung und Öffnung: Ein neues Paradigma für die 

Soziale Arbeit? In: Archiv für Wissenschaft und Praxis der sozialen Arbeit 3/2007, S. 80–91.  

Schröer, Hubertus (2007b): Interkulturelle Öffnung und Diversity Management. Konzepte und 

Handlungsstrategien zur Arbeitsmarktintegration von Migrantinnen und Migranten. Schriftenreihe 

IQ Band I. Düsseldorf. 

Schröer, Hubertus (2013): Inklusion versus Integration – Zauberformel oder neues Paradigma? In: 

Zeitschrift „Migration und Soziale Arbeit“ 35. Jg., Heft 3/2013, S. 249–255. 

Stadt Frankfurt am Main, Amt für Multikulturelle Angelegenheiten (2016): Sprachbildung. Mehrspra-

chigkeit in Kindertagesstätte und Schule. Quelle: http://www.vielfalt-bewegt-frankfurt.de/si-

tes/default/files/broschuere_mehrsprachigkeit_web_ges_2.pdf (Abruf: 27.08.16). 

Stadt Köln (2015a): Pegel Köln 2/2015. Einwohnerentwicklung 2014. Quelle: https://ratsinforma-

tion.stadt-koeln.de/vo0050.asp?__kvonr=51078. Abruf: 19.02.2016 

Stadt Köln (2016): Aktuelle Informationen zur Unterbringung und Integration von Flüchtlingen. 8. 

Bericht an den Ausschuss Soziales und Senioren zur Sitzung am 09.06.2016. Quelle: 

https://ratsinformation.stadt-koeln.de/getfile.asp?id=561975&type=do& (Abruf: 18.05.17).  

Stadt Köln (2016): Offene Daten Köln. Einwohner mit Migrationshintergrund. Quelle: www.offene-

daten-koeln.de/dataset/d39e54eb-fbc4-4ff2-95ca-558651073111/resource/bf34f19c-21c0-4e1c-

b9ac-b706e1b18992. Stand: 22.07.2016.  

Stadt Köln, Dezernat für Soziales, Integration und Umwelt, Interkulturelles Referat der Stadt Köln 

und Amt für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit (2011): Konzept zur Stärkung einer integrativen 

Stadtgesellschaft. Quelle: http://www.ki-koeln.de/assets/Uploads/pdf/stk-integrationskonzept-

2011-bf-12-.pdf (Abruf: 20.07.2017). 

Stadt Köln, Integrationsrat und Dezernat für Soziales, Integration und Umwelt (2014): Köln 100%. 

Kulturelle Vielfalt einer Stadt. Lebenswelten und Milieus von Kölnerinnen und Kölnern mit Mig-

rationshintergrund. der Stadt Köln. Quelle: http://www.stadt-koeln.de/mediaasset/content/pdf-

dezernat5/interkulturelles-referat/k__ln_100_prozent.pdf (Abruf: 20.07.2017). 

Stadt Köln, Kommunales Integrationszentrum (2013): Interkulturelles Maßnahmenprogramm. Be-

standsaufnahme der Maßnahmen zur Datenlage, den bestehenden Strukturen und dem Stand 

der Interkulturellen Öffnung und zur Darstellung bestehender Maßnahmen zur Förderung der 

Integration, der Vielfalt und des interkulturellen Zusammenlebens in Köln. Quelle: http://www.ki-

koeln.de/assets/Uploads/pdf/Interkulturelles-Massnahmenprogramm.pdf (Abruf: 20.07.17). 

Stadt Köln, Kommunales Integrationszentrum (2015): Überblick zur Konzeptentwicklung, Maßnah-

menprogramm und Maßnahmenempfehlungen. Quelle: http://www.ki-koeln.de/assets/Uplo-

ads/pdf/interkulturelles-massnahmenprogramm-massnahmenempfehlungen.pdf (Abruf: 

20.07.2017). 

SVR (Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integration und Migration) (Hg.) (2016): Was 

wir über Flüchtlinge (nicht) wissen. Der wissenschaftliche Erkenntnisstand zur Lebenssituation 

von Flüchtlingen in Deutschland. Quelle: http://www.bosch-stiftung.de/content/language1/down-

loads/RBS_SVR_Expertise_Lebenssituation_Fluechtlinge.pdf (Abruf: 08.07.2016). 

http://www.vielfalt-bewegt-frankfurt.de/sites/default/files/broschuere_mehrsprachigkeit_web_ges_2.pdf
http://www.vielfalt-bewegt-frankfurt.de/sites/default/files/broschuere_mehrsprachigkeit_web_ges_2.pdf
https://ratsinformation.stadt-koeln.de/vo0050.asp?__kvonr=51078
https://ratsinformation.stadt-koeln.de/vo0050.asp?__kvonr=51078


Studie „Impulse für Innovationen in der Migrations- und Integrationsarbeit“ – Zusammenfassung der Ergebnisse 

 
42 

UNESCO (2009): Policy Guidelines on Inclusion in Education. Quelle: http://unesdoc.une-

sco.org/images/0017/001778/177849e.pdf (Abruf: 30.06.16). 

  



Impressum

Herausgebende Stelle:

Stadt Köln – Die Oberbürgermeisterin

Dezernat für Soziales, Integration und Umwelt

Dienststelle Diversity

Kommunales Integrationszentrum Köln

Kleine Sandkaul 5, 50667 Köln

Das Kommunale Integrationszentrum Köln wird gefördert von:

Download der Studie (Langfassung, Kurzfassung und Handlungsempfehlungen):
http://www.ki-koeln.de/veroeffentlichungen/studie_innovationen_in_der_migrations-_und_ 
integrationsarbeit
http://www.ki-koeln.de/veroeffentlichungen/zusammenfassung_studie_innovationen_in_der_ 
migrations-_und_integrationsarbeit
http://www.ki-koeln.de/veroeffentlichungen/handlungsempfehlungen_studie_innovationen_in_ 
der_migrations-_und_integrationsarbeit

Ansprechpersonen im Kommunalen Integrationszentrum Köln:
Susanne Kremer-Buttkereit, Andreas Vetter 

Ansprechperson an der Technischen Hochschule Köln: 
Prof. Dr. Schahrzad Farrokhzad 

Redaktionelle Unterstützung: 
Axel Novak 

Druckhaus: 
Stadt Köln
Zentrale Dienste
Druck und Layoutservice

Erscheinungsjahr: 
2017


